ANDESRAT | ee Nie Sitzungsperiode 


‚des Di a ee sl, 
SAARGEBIETTS. | | 28. Sitzung 


Stenographischer Sericht 


über die am it tmogh, den 28.Novenber 1923 in der Aula der 
Oberrealschule zu aprbrücken ({andwehrplatz) stattgefundene 
Sitzung des Landesrates. 


Der Vorsitzende ‚linisterialrat Kn B m a n n,eröffnet um 
10 Uhr vormittags die »itzung. 


Vorsitzender: Seitens der Regierungskommission ist anwesend: 


Herr Staatskomnissar Verwaltungsdirektor Dr.G.A. Liesch,und 
ierr Oberrcgierungsrat Dr,leim,als Fachreferent. 
Von den Nütgliedern fehlen entschuldigt die !erren: 


Kiefer (2, )-Saarbrücken;tevacher (Z)-Saarlouis; Dr.h.c. 
Röchling-Völklingen; Dr. Sender- (S.F. )-Saarbrücken ;iagner. 
(H.u.L. J-Picard; “‘ilheln Pfr. (2. )-\iehrden. 


Auf der Tagesordnung steh% die Begutachtung der Verordnungs- 
entwürfe betr. | 


9. Vermögenssteuer; _ ER 
10. Abänderung der direkten und indirekten Kommunal- 

steuergesetzgebung j ; 3 
ll; Erhebung und Verrechnung der direkten Kommunalsteuer; 
12. Abgabenordnung; | | | 
13. Besteuerung des \ewerbebetriebes im Umherziehen, 
14. Abänderung des Diersteuergesetzes. ! 


Des \iort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Zunächst eine per- 
sönliche Bemerkung. In einer großen Tageszeitung des Saarge- 
bietes ist über meine Bestrißen Ausführungen eine irrefüh- 


rende Darstellung gegeben worden. hs wird in dieser Zeitung 
DERRUBLOL.sr sie 
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Vorsitzender: "elche Zeitung war das ? 


Schmoll (V.f.H,u.L.): Die Saarbrücker Zeitung ! Es wird in dieser 
Zeitung behauptet sh hätte gesagt,ich sei der einzige freie 
kann im Saargebiet,Ich habe lediglich gesagt,daß ich eine 
hohe Regierungsstelle abgelehnt, habe,weil ich ein freier 
Mann bleiben wollte. Ich bin_Architekt und habe mich früher 
sehr viel mit_dem !'ohnungs-Problem befaßt.Als_ die SELORUR 
zusammengestellt war,trat man an mich heran,ob ich die Stel- 
le,die jetzt Herr Oberbaurat Hausmann inne hat,annehmen woll- 
te. Also ein sehr angenehmer Posten,aber ich habe diesen. AH 
Posten ausgeschlagen weil ich ein freier liann bleiben will. | 

ede andere, all maß ich ablehnen. | ek 
Es ist auch nicht rightig wie diese Zeitung behaup- 


tet,daß ich gesagt habe,die Rede des Herım Karius gehöre in 


eine Bierzeitung. Ich habe lediglich Bezug genommen auf die 
RER Ä Ä | Rede 2 r > 
on 





ya 
u 


| 
Ca 


en 
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Rage ‚der Yerrn Kiefer,welche äußerst humoristische Darstellungen’ 
eNnTN&a.tT,;, 


( Zuruf: Welche Rede ? ? ) 


soweit sie sich auf den Bericht ER Kegierungskomission Au 
enf bezieht, Diesc Art der Darstellung gehört allerdings bes- 
ser in eine Bierzeitung. 


Karius (Z.) Ich m make feststellen,die !ede,die err Sahmoll 
meint, 1 die Kiefer über die Anti-Streikverordnung. Ich 
weiß auch a ae Satz Herr Schmoll meint und damit will er 
die ganze Rede herabwürdigen. Flenn Sie eine Rede des Herrn 
Bere: BSFRUMUERIgEN, dann treffen Sie die Ehre der Arbeitnch- 
merscha 


days (V.£f.H.u.L.): Ich mıß Siehe was Herr Karius mir un- 
erschiebt. Ich hehe die Stelle Bemaın a: Herr Kiefer einen 
Bericht entworfen hat,wie er hätte nach ben? gehen müssen. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Becker : 


Beeker (Z.): "ir haben gestern einen Antrag eingebracht ‚der das 
Kleinwohnun swesen fördern soll.In der heutigen Presse finden 
Sie eine Notiz über rücksichtsloses Vorgchen der Bergverwaltung. 
Die sehen daraus,wie ae kein es ist,daß wir etwas tun.'ir 
haben uns auf eine Forml gen Dia gecinigt und ich bitte die 
Parteien,ihre Zustimmung zu geben 


Vorsitzender: Der Antrag hat folgenden "ortlaut: 


.r 


“ir beantragen,als $ 7 a einzufügen: 


Von dem unter a der 8% 6 und 7 berdehn 
neten Einkommen jedes Steuer pilichtigen können in den Jah- 
ren 1923 bis 1926 bis zu 10 % die Aufwendungen für die 
Neubeschaffun ms von Kleinwohnungen in Abzug gebracht wercen, ° 
die in den Jahren 1923 bis einschließlich 1926 baulich beer-) 
det worden sind, soweit nicht bereits nach den Vorschrif- | 
ten dieser erordnung eine Berücksichtigung dieser Äuf- 
wendungen stattgefunden hat. 

Der Gesamtwert der Abzüge darf 30 % nicht übersteigen. 
Als Kleinwohnungen im Sinne dieser Verordnung gelten _\ohn- 
res bei Be die Fläche des \iohnraumes für eine Fani- 

lie 120 ER eh Ener: 
en "all,daß unter den Abs.I fallende Kleinwoh- 
nun > vor dem Jahre 1 1935 einem anderen Zwecke zuge.ührt 
werden,findet eine Nachveranlagung der auf Grund cer Vor- 
schrit des Abs.1 verringerten Einkommensteuer statt.Bei 
einer Verringerung des Geldwertes wird der so errechnete 
Betrag entsprechend der äntwertung erhöht. 

Der durch diese Nach Veranlagung entstehende Steuer- { 
enspruch des Staates,der Gemeinden und der Bargsen emeinden, } 
begründet eine dingliche, ‚öffentliche last des Grundstücks, 
die allen anderen im Grundbuch eingetragenen Ba ante ver- 
geht und unter die Peatigmuapen des 8 1 ) Abs.1 Ziffer 3 

es Zwangsversteigerungsgesetzes lit. 


| 
Nun kommt der Zusatz der Sozialdemokraten hinzu : #4 
| 
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" Die äbzüge sind nur für ein üohnhaus zulässig. " 


Das \iort hat der Abgeordnete »chnoll ! 


öchmoll 








456 


De 
Schmoll (V.f.H.u.L.): Ich stelle zu $ 7a folgenden Antrag: 


ı 2 dep u unter $ 6 und 7 berechneten Einkommen sind 
% der Kapitalzinsen der Aufwendungen für Viohnungsneu- 
a die nach dem l;Jannar 1923 begonnen und vor dem 
1. Januar, 1926 bezu Braune PERL RRBLE NG sind und deren 
durchschnittliche | er elach e für jede | IPDRUnE 120 qm. 
nicht übersteigt, 1 hre sn Bu sfäh ig 4 
Die pe Mer erlisch em Verkauf des Rauses." ° 


Vorsitzender: Das !!ort hat der Abgeordnete Dr. v.Vopelius ! 


Dr.v. er (L.V.): Ich möchte an dem Zentrumsantrag ändern,daß 
ei 


bis u je 10% " 


Vorsitzender: Ich füge das hinzu. Also bis zu je 10 2. 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr.rv. Vops Ling 


Dr.v.Vopelius (L.V.): Ich möchte für richtig halten,daß der Antrag 

des Zentruns mit den Antgag. des Herrn Schmoll verbunden wird. 
Den Antrag der Sozialdemokraten halte ich nicht für 

richtig,denn wenn sich diese Vergünstigungen nur auf ein "ohn- 
haus beschränken sollen,komt es nichts dabei heraus, 
Wenn ich eingn Anreiz geben will,mß ich auch dem Kapital un- 
bedingt die "!ege ebnen. Is hat t sonst keinen Zweck. ES können 
andere wirtschäftliche verhältnisge Menu reten,die es möglich 
machen, viel eicht schon in einem Jahrc ‚ka y zur Verfügung 
zu haben. ch stimme unter diesem Vorbehalt den gestellten An- 
trägen im allgemeinen zu. 


Vorsitzender: Das Nort hat der Äbgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): Ich will mit meinem ee die Neubauten fas- 
sen,und nicht wie der Antrag des Zentrums die baulichen Ver- . 
änderungen. enn z.B. jemand hingeht und macht eine neue \as- 
ee! ‚was auch eine bauliche Veränderung bedeutet,so kann 

1 


ag en - nBouass us rer w7 


gem doch diese Vor gUns ELEUNg nicht werden. Ich will nur die 
a bevorzugt wissen ‚02eicheulbig ob eigenes oder frem- 
des Kapital dazu verwandt In dem \oment,ıin dem der Neu- 


bau verkauft wird,hört die u instigung nach meinem Vorschlag 
auf. Das ist ein klarer Gesichts spunkt,der für jeden,der sich 
mit Bauen beschäftigt,sofort fasslich ist. 

amen) der Zentrumsantrag dasselbe will,wie mein An- 
trag, 8l be ich doch,daß der Zentrumsantra die kleinen Leute 
nicht schüs 3t, denn der kleine !iann hat unter Umständen nicht 
soviel Einkommen, wie steuerfrei wäre. &r kann deshalb die 
Vorteile nicht ganz ausnützen, während et ‚der ein großes 
Einkommen hat,die Vorteile genz genießen kann,denn von dem 1 
großen Einkommen läßt sich der große Petrag, der abzugsfähig ist, M 
abziehen. Ich halte meinen Vorschlag für den besseren. ; 


_— 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


Reinhard (K.P.}: Meine Damen und Herren! "ir haben uns gestern 
schon reichlich über diesen Antrag unterhalten. Bei der Vor- 
besprechung wurde gge8 t,daß das Aapital,das sein Geld in Voh- 
nungsbauten steckt, verlieren ward, 'Ich stelle fest ‚daß 
ohne Frofit kein Erna etein raucht. Das ist doch Tatsache. 
"er seit that fat des Krieges sein _Geld in ohnungsbauten 
Sie heute. hat,hat einen ungeheueren Profit gemacht und wenn 

cute durch Ihren Äntrag,diesen Leuten ermöglichen ‚über- 
haupt keine Steuern _zu zahlen,so wüßte ich kein besseres Ge- 
schäft,als das,was Sie den Leuten geben wollen. er? antıaR 
edeute 
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bedeutet zine Steverfreiheit für alle kapitalkräftigen Unter- 
nehma'gen im Saargebiet. !lieine Damen und Herren! Wenn Sie sic 
dies vor Augen führen,kann ich nicht versiehen,wie Arbeiter- 
vertreter aus dem Zentrum für diesen gehn sein können.Daß 
Herr Großkaufmann Becker dafür ist,kann ich gut verstehen. 


( Zuruf: Sie wollen haben,daß die Arbeiter aus den 
lohnungen geschmissen werden. 


Was der Antrag Schmoll anbelangt, muß igh sagen,daß Herr Schmoll 
mehr Gerechti@keitsgefühl hat,wie die Herren vom "Zentrum. Die- 
ser Antrag ist etwas anderes,trotzden ich ihn nicht unter- 
stützen kann. »ie haben sich beispielsweise dagegen gcwehrt, 
daß man die besitzlose Klasse möglichst von den »teuern 
schonen mıß. Vie sagten ‚es wäre nicht möglich, derartige Aon- 
zessionen zu machen. Denken Sie an die Industriellen Englands, 
da werden »ie finden,daß dort der Besitz besteuert ist. Herr 
Becker sggt,Sie sind dafür,daß die Bergwerksdirektion die Ar- 
beiter aus den Wohnungen schmeißt. Ich will aber einen Antrag 
stellen,der ermöglicht,die Arbeiter zu schützen. »ie haben in 
der Vermögenssteuer die Besteuerung der Nichtphysischen ber- 
sonen mit 9 %0 angesetzt. \ienn Sie anstatt 3 %0 , 3 % nehmen 
würden und diese Gelder sollen meinetwegen in eine besondere 
Kasse geführt werden und zum Bau von !liohnungen verwandt wer- 
den. Aber ich wende mich dagegen,daß man unter dem Deckmantel 
Ay Fi " den Besitzenden,das Kapital_schützen will. 
Diese latsache können Sie nicht abstreiten.Denken Sie auch 
daran,daß alle Neubauten nicht unter dem Wohnungsgcesetz lie- 
gen,und dem ohnungsiwucher sind dadurch keine Schranken ge- 


setzt. 

Ich bitte Sie daher, diesen Antrag abzulehnen. Ich 
möchte wissen,was hier noch geschaffen werden sollte. Zum »chluß ° 
mfß ich mich wundern über die Anträge und über die Zeute,die 
diese Anträge gestellt haben. 
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( Tachen ! ) 


Sie mögen lachen oder night es ist eine Unverfrorenheit,solche | 
Anträge zu stellen. Der 8 59 hat etwas anderes vorgesehen. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr.Scheuer! 


Dr.Scheuer (D.P.): Ich wundere mich über Herrn Reinhard. Er hat 
Recht,daß der \ 59 etwas anderes beabsichtigt. Dieser Fare- 
Erapk ist entstanden in der Zeit der UDBFTEBEFRDE: Im übrigen 
wundere ich mich,daß_er nicht die lendenz der Anträge kennt, daß 
er nicht sagt,man soll versuchen zu eincr jösung zu kommen. | 
Der Vorschlag des Herrn Reinhard bedeutet genau so viel,als 
wenn man ein wehes Auge hat,geht zum Arzt und dieser reißt 
das Auge heraus. Die Folge,was Herr Reinhard vorschlägt,wäre, 
eine große Arbeitslosigkeit. : 

" Betr. der Antrage des Herm >chmoll und vom Zentrun, 
kann ich den Antrag des Herrn Schmoll als den besseren be- 
zeichnen. 

Der Antrag des Zentrums gibt eine größere ABDe ung 

zum Bauen,aber in seiner Auswirkung ist derselbe ungerecht. 4 

Der Antrag Schmoll ist logischer insofern,als er geringere 1 
Anregung zum Bauen gibt,aber in der Auswirkung ist derselbe 4 
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gleich. Ich bin für den Antrag des Herrn Schmoll,betone aber 
eusdrücklich.daß es vielleicht besser ist,die ganze Sache 
nochmals zu überprüfen. - 


Hoffmann 


> 
N 





N E DU Klug Kruymns m ad 
N ” u A ee a2 eK En DT n 
en 

RN 








Br ar 
Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


Hoffmann ( S,P;): Ich möchte darauf hinweisen.das mß auch Herr 
einhard zugeben;daß die Gemeinden bauen. Diese brauchen Geld, 
die Dau gnoosensshaften sind in Tätigkeit begriffen. All das- 
jenige ommt in Frage um die Wohnungsnot_zu heben,um den ar- 
men Mietern,die heute keine \lohnung erhalten können, Wohnraum 
zu schaffen. Heute lesen wir in der Zeitung von Ausweisungen 
von lüetern durch die Bergwerksdirektion. Es mıß nach unserem 
Dafürhalten noch etwas gemecht werden. 

Ich habe den Antrag hier gesyeı.t daß die Verordnung 
vom Juni 1923 ergänzt werden sollte.Jetzt haben wir einen 
Zusatzentrag gestellt,daß nur die Aufwendungen für jedes Haus 
in Abzug gebracht werden können. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


Reinhard (K.P;): Die Ausführungen Hoffmann ändern an meiner Auf- 
fassung nichts. ir wissen,daß die Regierungskommission als 
solche,das Sauen von Wohnungen den Gemeinden verboten hat. Zch 
erinnere nochmals an England.dort sind die Industrien ganz 


anders besteuert wie hier.. Dort ist man nicht dazu übergegangen, 


den Mittelstenä und den Arbeiter auszuplündern. Die Herren Ka- 
pitalisten arbeiten nur aus Profit und sie werden ihre \\oh- 
nungen nur demjenigen geben,der am meisten dafür bezahlt. Es 
wäre interessant zu hören.was- der Herr Vertreter der Negierung 
zu diesem Antrag zu sagen hat. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (_V.f.H.u,L.): Meine Damen und Herren! Seitdem ich neben 
em Herrn Reinhard sısze,scheint ein kleines Verständnis für 
den Hausbesitz bei ihm wach zu werden. Ich möchte nicht die 
Meinung aufkommen lassen,als wenn mein Antrag nicht soweit 
geht wıe der Antrag des Zentruns,er geht viel weiter. Der 
' springende Punkt ist der. Sie wollen 3 Jahre u Pazaen 
Zinsnachlaß gewähren und ich will 10 Jahre lang die Hälfte 
erlassen haben. Die Hälfte sind heute 6 %. \ienn ich 10 Jahre 
lang 6 % erlassen haben will,dann sind das 60 %,und wenn Sie 
Ihren Antrag ausrechnen,dann kommen Sie nicht ganz soweit.Ich 
bitte Sie nochmals,meinen Antrag unzunehnen. 


Vorsitzenäer: Das Wort hat der Abgeordnete Becker ! 

Becker (2.): Ich habe nie behauptet,daß der Antrag chmoll nicht 
weitgehend genug ist. Unser Antrag hat _ den großen Vorzug,daß 
er schrel\ Tür Wohnräume sorgen will. Bei dem Antrag des 
Herrn Schmoll tritt erst nach 10 Jahren die Wirkung ein und 
bei uns hat dieser Vorteil schon innerhalb 3 Jahre Erfolg. 


Vorsitzender: Das Wort. hat der Abgeordnete Hoffmann ! 
Hoffmann (S.P.): Ich ziehe meinen Zusatzantrag zurück. 


Vorsitzender: Ihren Zusatzantrag ziehen Sie zurück. Es_bleihen 
somit noch 2 Anträge,die Anträge >chmoll und vom Zentrun. 


‚, Mir stimmen ab. Wer für den Antrag des Zentruns ist,mö- 
ge sich erheben. Es erheben sich die Mitglieder des Zentruns. 


Wer für den Antrag des Herrn. Schmoll ist,möge sich er- 
heben. bs erheben sich Herr Schmoll und Herr Dr,>cheuer. - 
Zentrum stimmt dagegen. | 


ji Hoffmann (5.P.): Die Sozisaldemokratische Fraktion ha RL der 
Stimme. 
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Be 
Stimme. 


Dr.v.Vopelius (L.V.): Die Liberale Volkspartei enthält sich auch 
der stimme. 


Reinhard (K.P.): Die beiden Anträge werden von uns abgelehnt. 
Vorsitzender: "ir kämen weiter zur 


Vermögenssteuer. 


Das "ort zur Abgabe dcs Berichtes hat der Berichterstatter Herr 
Dr. Scheuer. 
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Me 
Vorsitzenler: Das ort hat der Berichterstatter Herr Dr. Scheuer! 


Dr.Scheuer (D.P,): Meine Damen und Herren! Der Entwurf bezweckt 
eine Besteuerung des Vermögend und zwar des in einem be- 
stimmten Zeitpunkt vorhandenen Vermögens. Der Entwurf geht 
zurück auf das preußische _Vermögenssteuergesetz und das 
jetzt im Reiche geltende Reichs-Vermögenssteuergesetz von 
ahre 1922,.Die Besteuerung vom Vermögenszuwachs ist in Aus- 
sicht gestellt. | | \ | 

ce Far Die beiden wichtigsten Änderungen ,die die Kon- 

mission an dem Entwurfe getroffen hat,sind: 


1. Besteuerung auch des Vermögens der juristischen Per- 
sonen. ( Auf Antrag des Herrn R. Becker: 


2.Daß die Steuer von dem in Goldfranken umgerechneten 
Vermögen erhoben wird. 


Die Einleitung 


wird dahin geändert,daß anstellc des 3 19 dis $$_23 und 26 
der Arlage hnitt. IV (7 3 N 


des Vertrages von Ver- 









der die Dar Lichtung zur Zahlung der Vermögenssteucer ent- 
hält.wird dahin geändert,daß hinter " natürlichen" einge- 
führt wird :"und juristischen." 


bestimmt,wer steuerpflichtig ist und erhält gemäß der Zin- 
führung auch der Besteuerung des Vermögens der juristischen 
Personen folgende veränderte Fassung: 
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Steuerpflichtig sind: 


l.Alle natürlichen Fersonen,die der unbeschränkten Einkommen- ° 
steuerpflicht unterliegen mit dem gesamten steuerbaren | 
Vermögen. 


2.Alle juristischen Personen und Personenvereinigungen, die 
der unbeschränkten Steuerpflicht unterliegen,mit dem 
gesamten steuerbaren Vermögen. 


N PL 


8.Alle natürlichen und juristischen Personen und Fersonen- 
vereinigungen,die der beschränkten Einkommensteuerpflicht 
ınterliegen,mit dem saarländischen Grund-und Betriebs- 
vermögen. 


zu 


bestimmt ‚was als steuerbares Vermögen gilt,nänlich: 


1.Grund-Vermögen, 2. Betriebs-Vermögen, 3.Kapital-Vermögen. 


, „Ausgenommen sind im Ausland befindliches Grund-und 
 taseen. ferner Möbel und Hausrat. 
Der $ 8 bleibt gegenüber der Vorlage unverändert. 
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bleibt ebenfalls unverändert. Er enthält Einzelangaben über 
das,was als EUROS TSEREOR zu gelten hat,bestimmt die Abzugs- ° 
fähigkeit der >chulden. 


bleibt unverändcrt. | | | 
ii Hinter dicsem $ wird ein $ 5a eingeschaltet ‚welcher 
autct: 


" Bei den nach 3 2 Ziffer 2 steuerpflichtigen juristi- 
schen Personen und Personenvereinigungen Sind ausser den im 
$ 5 aufgeführten Schulden und Lasten abzuziehen: 


1.Die Rücklagen für ausschließlich gemeinnützige oder 
Wohlfahrtszwecke,deren Verwendung nach Substanz und 
Ertrag zu solchen Zwecken gesichert ist, 


2. Bei Teras chomunenssne hä rheften und Versicherungs- 
vereinen die Rücklagen für die Versicherungssumme 
und für die den Versicherten selbst als sogenannte 
Dividende zurückzugewährenden Prämienüberschüsse. 


Bei den nach $ 2 Ziffer 8 steugrpfljchkigen Personen und Per- 
sonenvereinigungen,bei denen sich die Besteuerung auf das 
saarländische Betriebsvermögen beschränkt,sind diese Abzüge 
ebenfalls gegeben,aber nur in der Höhe,in der die ‘in Abs. 
unter Nr.1 und 2 genannten Beträge in einer wirtschaftlichen 
Beziehung zu dem saarländischen Betriebsvermögen stehen. 


Die Begründung für diese Abzüge ergibt sich von selbst. 
Rücklagen für gemeinnützige und \ohlfahrtszwecke müssen natür- 
lich gefördert werden und daher steuerfrei bleiben. 

Bei Versicherungsgesellschaften bilden die Rücklagen 
für Versicherungssummen kein Vermögen. 
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bestimmt,daß der Vermögenswert in Abständen von 3 zu 3 Jahren . 
festgestellt wird. Naßgebend ist der Stand des Vermögens am ; 
Schluß des Kalenderjahres,der dem Veranlagungszeitraum unmit- 
telbar vorangent, 3a | k 

In $ 6 Abs.4 tritt in der Klamer anstatt % 2,11 | 3 


3 PwoZ 


230 - TIL, | 

7 3D 
bleibt unverändert. 

$ 8 


erhält nach den Beschlüssen der Kommission,indem hinter das 
Wort " Vermögen " eingeschaltet wird " natürlicher Personen " 
folgende Fassung: 


" Vermögen natürlicher Personen,deren stcuerbarer 


Gesamtwert 
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Gesamtwert den Betrag von 10.000, -Goldfranken nicht 
erreichen unterliegen nicht der Besteuerung. " 


Diese Fassung wird von der Kommission einstimmig angenomnen. 


9 9 


erhält nach den Beschlüssen der Kommission folgende Fassung: 


" Von dem auf Goldfranken a Vermögen wird 
nach Maßgabe des in der Anlage beigefügten TlTarifs 
die Steuer berechnet. 


enthält Steuererräßigungen;und zwar ermäßigt sich die Steuer 
für jedes Kind unter 16 Ja anıden der Steuerpflichtige Un- ° 
terhalt zu gewähren hat,um 5 % des »teuerbetrages. Steuerpflich- 
Krge ‚die über 60 Jahre oder ERW FDENTERIE sind,können auf 
Antrag jeweils für ein Steuerjahr freigestellt werden. 


In Absatz 1 wird der Betrag von 10.000.-Fres. in 25_00- 
Goldfrancs umgeändert. 


Ferner erhält der letzte Absatz folgende Fassung: 
jedes Kind unter 16 Jahren um 5 v.H. ihres Betrages. " 
In Absatz 2 wird der Rene von 80.000.-Franes in 20.000, - 
e T A 000 


Goldfranes umgeändert und der Betrag von_42.000.-Franes in 
2. 000. -Goldfrancs. 


Baker $ 10 wird ein $ 10 a singefügt ‚infolge des Antrages 
ecker. 
Dieser $ 10a lautet: 


EITEZEL: ayaSıyd wıbousss voyanıqı0os H7 


" Sind in dem stcuerbaren Vermögen eines nach 2 
Ziff.1l und 2 Steuerpflichtigen Beteiligungen der in $4 _ 
Abs.1 Ziff.3 genannten Art an einer der Besteuerung nach $ 2 
Zitter 2 unter|ieggnden juristischen Personen enthalten,so 
ermäßigt sich die teuer um den Betrag von 2 V2 v.Tausend 
des steuerbaren Wertes dieser Beteiligungen. " 


Der Grund für diese Bestimmung liegt darin,daß_ die juristi- 
chen Personen schon die Vermögenssteuer bezahlen und deshalb 
die natürlichen Fersonen,die von den juristischen Dersonen 
die Dividende erhalten,davon nicht nochmals Vermögenssteuer. 1 
bezahlen sollen. | An 
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lt die Bestimmung, daß die Steuer für 3 Jahre verlangt 
wird. 

Ein Mitglied der sozialdemokratischen Fartei,Herr 
Petri stellte den Äntrag,die Vermögenssteuer jährlich zu 
veranlagen. 

Dieser rag wird gegen 2 Stimmen abgelehnt. 
Auf Antrag des Herm Becker sollen die $$ 25 und 26 des 


Reichsvermögenssteuergesetzes sinngemäß als Absatz 3 und 4 
in den repraphen aufgenommen werden,mit der Anderung, daß 
n 


50; 000. -Mar 


} 


5.000.-Goldfranken geändert werde. Bir 
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Für dicse Fassung sind 7 Stimmen,2 Stimmen sind dagegen. 


Das Mitglied der kommunistischen Partei,Herr Reinhard ,stellt 
den Antzag den Betrag anstatt auf 5.000.-Goldfranken auf 
2.000.-Goldfranken festzusetzen. 

Dieser Äntrag wird gegen 2 Stimmen abgelehnt. 


Dengeräß lautet also Absatz 3 des $ 11: 


" Ist im Laufe eines Veranlagungszeitreumes ein Erwerb 
im Sinne der $$ 20,40 des Erbschaftssteuergesetzes vom 
10.September_1919 (R.6. 81.8.1548) im Betrage von mehr 
als 500.- Goldfrancs eingetreten,so findet eine neue 
Veranlagung in der leise statt,daß dem bei der früheren 
Veranlagung festgestellten Vermögen der Wert des hin- 
zugetretenen Vermögens mit te) vom Beginn des auf 
den Erwerb folgenden Kalendervierteljahrces ab hinzu- 
gerechnet und die Vermögenssteuer entsprechend erhöht 


wird. 
Absatz 4 des $ 11 lautet dann: 
"Hat sich das Vermögen eines Stcuerpflich ‚tigen im 


aufc eines Vcranlägungszeitraumes um mehr als den 5. 
Teil vermindert,so kann der A e eine neue 
Veranlagung in der Weise beanspruchen,daß das Vermög 
unter Berücksichtigung der a festge- 
stellt und die Vermögenssteuer mit Wirkung vom Beginn 
des auf den Eintritt der Verminderung folgenden Kalen- 
dervierteljahres ab,entsprechend herabgesetzt wird. Ver- 
mindert sich das Vermögen durch Ausscheiden von Ver- 
mögensgegenständen um weniger als den fünften Teil,so 
findet die Vorschrift des im »atz 1 entsprechend “in- 
ee die ausgeschiedenen Gegenstände auf- 
grund des $ 25 für den gleichen Zeitraum anderweitig 
zur Vermögenssteuer herangezogen werden. 


Die $$ 12,13,14,15 und 16 bleiben unverändert. 
Bei der Besprechung der 


hält das !ütglied der kommunistischen Fartei die pragressivc 
Staffelung für zu schwach und schneidet bei dicser_\ 
die Frage an,inwieweit der frenzösische Staat,als Besitzer 
zu den steuern herangezogen werde. 
In der Ki re er hatte Herr Karius bc- 
reits am 16.0ktober folgende Fragen gestellt: 
l."ne hoch ist der Gesamtsteuerbedarf des Saargebietes 
Eanag! Liobani une emeindlichen Dedarf insgesamt) für 
en Etatsbericht 1923 ? 


a zahlt hiervon nr französische Staat 

als Besitzer der Gruben,gemäß $_13 des Saarstatuts 
Bea. in weseher Weise wird derselbe auf die Gemeinden 
vertei | 


2.welche Steuersumme wurde in der Zeit von 1909-1915 
nn der Burbacher Hitte an die Stadt Saarbrücken ge- 
zahlt 


3. elchen Betrag müßte die Burbacher Hütte xrehr oder 


weniger zahlen nach dem neuvorgelegten Intmars ; 
AUL 
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Auf diese Fragen antwortete Herr Skustskommisser Dr.&,A.Liesch 
in der Sitzung vom 13.November 1928 folgendes: | 


Zul : " Der gesamte staatliche Steuerbedarf des Saarge- 
bietes ergibt sich aus dem dem Landesrat zugegange- 
nen %tat.Der gema inil.ione Finanzbedarf kann z.2. 
nicht mit Bestimmtheit angegeben werden,da die 
Gemeinden noch nicht ihre Haushaltpläne aufgestellt 
haben.Unter Zugrundeleguig des Bedarfs für das_ Jahr 
1913 ist der Bedarf der @emeinden auf ca.60 \illio- 
nen Franes zu_schätzen. _ a, S 

khus dem Etat ergibt, sich,daß_30_ Millioner Kin- 
nahmen von der Grube ‘in Form der Kohlenstelier_zu 
leisten sind. Bezüglich der Gemeinden ist die leis- 
tung der Grube noch nicht endgültig festgesetzt. 
Eine Regelung auf der Gründlage des 3 13 des Saar- 
statuts ist 2.2. im Gange,was auch bereits den | 
Völkerbund. mitgeteilt worden ist. Die bisherige 
Art und Weise der Heranziehung der Gruben zur Steu- 
erzahlung kann nicht als endgültig angesehen wer- 
den,bis die vorerwähnte Regelung in Kraft getreten 
ist.Die Verteilung auf die Gemeinden erfolgt genau 
auf der Grundlage der früher von den Gemeinden be- 
zogenen Steuererträgnisse der Grube. 
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Zu £ und_S: 
Die Steuerschuld eines einzelnen Steuerpflichtigen 
kann nicht bekanntgegeben werden,da damit der Grund- 
satz der REG des Steuergeheimmisses durchbrochen 
würde. Der mit der Fragestellung beabsichtigte 
Zweck der Wirkung der neuen Steuer kann auch durch 
ein theoretisches Beispiel erreicht werden. 


Bezüglich des larifs ist in der Kommission folgendes beschlos- 
sen worden: 
. Der bisherige Tarif erhält die Sezeichnung Tarif A. | 

In diesem Tarif A sind,statt wie bisher,20.000.- cs 10.000, % 
Goldfranes Beast. = 

Die FalzaUDE hat um je 2.000. -Goldfrancs so zu er- 
folgen,daß die A Sätze ungefähr die gleichen Lleiken wie in 
dem Entwurf. ER 

Bei 100.000.-Franes ist die Zahl 30.000.-Goldfranes 
zu setzen. Über 100.000.-Francs sind sämtliche Francs-Sätzc 
im Verhältnis 1 : 3 des Goldfrancs umzurechnen. Auch in die- 
sem Falle bleibt der % Satz der gleiche wie im Entwurf. 

Desweiteren wird ein Tarif B fügt: 


EIDZIEEL E} ya5! yd 24 BOUa4T 


. Tarif B gilt für juristische Personen und Fersonen- 
vereinigungen,die gleichmäßig mit 2 V/2 % zur Vermögenssteu- 
er herangezogen werden, 


. Das Mitglied Hoffmann macht den Vorsghlag den Begriff 
Personenvereinigungen zu streichen. Diesen orschlag wird 
dadurch Gutgpgoahen gap hinter $ 2 des Vermögenssteuerge- 
setzes als Y% 2a der des Körperschaftssteuergesetzes vom 
80.März 1920 (R.G.B1.5.393) unter sinngemäßer Umänderung ein- 
gesetz wird. 
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Vorsitzender: Das \lort hat der Abgeordnete Becker ! 


Becker : 
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ecker (%.): Meine Damen und Herren! Die Regierungskommission 
hat diesen Entwurf damit begründet, daß die Ergänzungssteuer 
zu gering war und daß sie auch im preußischen und bayrischen 
Teil des Srarkebietes verschieden Sei. Die von der PELSEDER | 
ausgearbeitete Vorlage entspricht jedoch nicht unseren "Ünschen. 
Die Regierung gibt an, daß sie später eine "ertzuwachssteuer ein- 
führen will. Bine Vermögenszuwachssteuer kann nur erhoben werden, 
wenn eine feste Grundlage geschaffen ist. Man müsste also, um | 
diese Grundlage zu bekommen, zu der Goldklausel übergehen. Für 
den Fall, daß man eine Goldklausel nicht hätte, müsste min eine \ 
besondere Veranlagung stattfinden lassen. Aber auch »us anderen 
Gründen entspricht diese Vorlage nicht unseren !ünschen. Sie 
wissen alle, daß das Saar obiet seit 1918 stark überfremdet ist. 
Seit 1918 ist der größte Besitz, die Gruben, in französische Hände ? 
übergegangen. !ienn der Entwurf so Gesetz wird, wie er uns vor- | 
liegt, dann wird er wenig einbringen, es .ird kıum nenneswertes 
herauskommen, weil der größte Teil des Vermögens des Saargebietes 
in den Händen des Auslandes ist. "ir von der Zentrumsfraktion 
standen zuerst auf dem Standpunkt, zu sagen, der Entwurf ent- 
spricht nicht unseren Wünschen. ir sind für Vermögenssteuer, 
aber diese Vorlage ist unannehmbar. "ir haben uns jedoch zur 
Umarbeitung der Vorlage entschlossen und haben eine große Arbeit 
eleistet. "ir haben gezeigt, wie man das Einkommen aus dieser 
teuer wesentlich erhöhen kann, wie man die Steuer gewissermaßen 
an der Quelle erfassen kann, ir haben deshalb vorgesehen, daß 
alle juristischen Personen an der uelle erfasst werden. Dadurch 
werden Vermögen erfasst, ohne daß die Saarländer eine Doppelbe- 
steuerun erfahren, denn Sie sollen den betr. Betrag zurückver- 
bekommen. Den Tarif haben wir gelassen, weil wir hoffen, 
aß. die Goldklausel eingeführt wird, nur haben wir die untersten 
Stufen etwas ermäßigt. | 
Die Regierungsvorlage sh vor, 20.000.- Fres. als unter- 
ste Grenze. ‘ir haben 10.000.- Goldfranken gewählt. ‘ir hoffm 
auch, daß durch diesen Tarif: eine gleichmäßige gerechte Vertei- 
lung erzielt wird. 
Zu dem Antrag der Sozialdemokraten, der zu dem Tarif 
gestellt ist, möchte ich sagen, daß wir nicht über den Regie- y 
rungsvorschlag hinausgehen Können. ‘’arum sollen wir der Kegierung‘ 
mehr Steuern eben als sie haben will. 
kuch gegen den Vorschlag Reinhard, man möge 3 _% statt | 
3 %o erheben, müssen wir uns aussprechen. ferrnReinhard hat zu | 
WEBER ITEWERTSURSEN, daß die Vermögenssteuer jedes Jahr erhoben 
wird. 


"je sic sehen, ist die ganze Vermögensbesteuerung hier 
nicht abgeschlossen und schon aus diesem Grunde müssen wir den 
Regierungsentwurf ablehnen, doch hoffen wir, daß die Regierungs- 
kommission den Entwurf, so wie er in der Kommission verabschiedet 
wurde, Gesetz werden !ässt. 


u 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


Hoffmann (S.P.): Meine Damen und Herren! Jch möchte darauf hinwei- # 
sen, daß wir auf demStandpunkt stehen, daß die Vermögenssteuer 1) 
eine gerechte Steuer ist, ir bedauern es nur, daß die Regierung ° 
in ihrem Entwurf so kleine Beträge eingesetzt hat und bedauern 4 
ferner, daß auch der Zentrumsredner über diese Beträge nicht hin- #® 
weggehen will. Die Steuerlast der Vermögenssteuer ist so schwach, # 

. dab ohne weiteres die Steuer dem nicht entspricht, was notwendig # 
sein müsste. Weine Damen und Herren! 'Tenn Sie die Steuerlast 

in Deutschland betrachten, so finden Sie im Körperschaftssteuer- # 
gesetz, in der Aenderung, üie seit Juli eingetreten ist, daß die # 
steuerliche Belastung der Lrwerbsgesellschafren 20 v.H. beträgt. 4 
Bei den übrigen Steuerpflichtigen beträgt der Satz _l0 v.H, des 
steuerbaren Einkommens. Darsus erkennen wir, daß die Steuerlast 
drüben viel höher ist. Unser Tarif ist ziemlich klein gehalten, 
denn er geht nur ron 10 v.T. aus und ich glaube sagen zu sollen, 
deb dieser Tarif noch lange nicht dem entspricht, wes ir wollen. 
“ir möchten haben, daß dieser Tarif angencmmen wird und en 
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Tarif der Regierungskommission nicht Gesetz wird. Zum Schluß 
glaube ich an Sie den Apell richten zu sollen, stimmen Sie un- 
serem Vorschlag zu,wo die natürlichen und ee OFer- 
sönen wenigstens bei einem Vermögen von 180.000.-Ires.mit 

1V v.T. herangezogen werden. 





Vorsitzender: Das liort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.£.H.u.L.): Meine Daumen und Herren! Ich bin den änderen 
Parteien gegenüber nicht so konkurrenzneidisch, doch stimme 
ich den Komnissionsberatungen zu,wie die die lNehrheit gefaßt 
hat und wie sie vom Herrn erichterstitter vorgetragen worden 
sind. Vor allen Dingen bin auch ich der lieinung, daß bei die- 
sem Gesetz die Goldklauscl eingeführt werden mß3 und stimme 
such dem zu,daß_die juristischen Personen besonders heränge- 
zogen werden AsıTen Vorher daß mit dieser Heranziehung der 
juristischen Personen die Suurländer wieder entsprechend be- 
reit werden sollen. Das ist eine Forderung der Gerechtigkeit % 
und ich verstche die ablehnende Haltung der Herren vozialdeno- % 
kraten nicht,wenn wir diesen lieg gehen wollen,um die Ausländer ? 
zum Steuerzehlen heranzuziehen und die Ssarländer nicht dop- 
pelt zu besteuern. 


( Zuruf Ringle: Erläutern Sie die Doppelbesteuerung ) 


au bin nicht dazu da,Ihnen im Plenum diese Erläuterungen zu 
geben. 


Vorsitzender: Das !iort hat der Abgeordnete Reinhara ! 


Reinhard (K.P.): Dus Gesetz in dieser Form bedeutet für uns nicht 1 
viel,denn Becker hat selbst schon gesagt,der Tarif als solcher 
ibt die löglichkeit,daß nicht mehr Steuern herein kommen. | 
lenn wir eine Vermögenssteuer schuffen wollen,so müssen wir 
dort versteuern,wo tatsächlich Geld ist. Der Turif mißte dann 
ganz anders aussehen. Ich häbe einen diesbezüglichen Antrag 
Be: und dieser wurde äbgelehnt. Es wurde selbst von den 
ürgerlichen Fürteien zugegeben,dab die juristischen Personen 
es bisher treffend verstanden haben,sich vor Steuerzählungen 
zu drücken. Sie haben es verstanden,ihre Bilanzen so aufzu- 
stellen,daß für eine Steuerzahlung nichts übrig bleibt. Ich 
bin gerne bereit,lerr ©cheuer,den Antrag von 3% uf 1% zu 
reduzieren. Ich glaube so weit gegangen zu sein,d&b auch Sie 
zustimmen können. 1 % bedeutet für diese Gesellschaften fast 
garnichts,sie sind ohne weiteres in der Luge,dieses 1.% zu 
Pe ban. Dieser Antrag 1 % statt 3 % zu nehnen, bedeutet noch | 
snge nicht dus,was eigentlich unser Programm vorschreibt. } 
us die Frage ’der Vernichtung der Industrie unbelangt ,% 
wenn man 1 % Steuern nehmen würde,mub ich betonen,daß das ; 
nicht zutrifft. Lun würde nur ermöglichen,etwaäs vom Gewinn zu 
erhalten. -ch gehe nicht soweit wie Hoffmann,ich weiß,daß Sie 
doch nicht zustimmen. | 
Las der -arif anbeläangt,könnte ich mit dem Äntrag des 
Herrn Hoffmann einig gehen bis zu der Vermögensstufe 100.000. - ' 
Goldfraänken was darüber hinaus ist,muß meiner \einung nach | 
schon bei _100.000.-Frces.mindestens 2 % und je. 50.000.-Fres. 
weiter 1 % erhoben werden,denn diese Leute haben ihr Vermögen # 
nicht durch ihre Hände Arbeit erworben. Sie ah haben cs erwor- 4 
ben,weil sie dem Arbeiter seinen Lohn nicht ausgezahlt haben, 3 
der ihm zugestanden hät. Den Soziäldemokrutischen Antrag unter-# 
stütze ich,doch stelle ich einen Zusatzuntraäg,daß bei | 
0.000.-Fres 1.% 


ayang ® y> Sıydm#bousrs War2nıg40os HT. 


3 PwoZ 


> 


bei 200.000.- * 2 % | 
RO. DO 58 % mehr erhoben wird. | 
Dadurch wären wir in der Lage,den Nächkriegsgewinnlern einiger-! 
mäben 
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einigermaßen beizukomnmen. Ich kenne Leute,die vor den ahege 
so arm waren,dal) sie nicht wußten,wo sie äm anderen Tage ihr 
Brot hernehmen sollten. Heute haben diese Leute Nillionen 
Goldfränken. Es gibt viele "echselstubenbesitzer,die sich auf 
einfäche Art und “eise killionen erworben häben und es wäre 
recht und billig die gu unrecht erworbenen Gelder einzuziehen. 
Dann würden Sie auch Geld bekommen für den !'ohnungsbau und für 
den Armen zu helfen. Es nützt nichts,wenn man immer wieder 

das Elend bejammert und auf der anderen veite tut man nichts. 
Ich &laube der Antrag,den ich gestellt habe,ist gerecht und 
bitte diesem zuzustimmen. 


Vorsitzender: Das "Wort hat der Abgeordnete Dr, »cheuer |! 


Dr,Scheuer (D.P.): Herr Reinhard,Sie übersehen eins,daß dic Poli- 
vık,die Kunst des Erreichbaren ist. Ich ziehe den »chluß, das 
Sie diesen Antrag nur der Fropägandu wegen gestellt haben. 

ch stehe auf den Beschlüssen ‚wie sie die Kommission 
sefaßt hat. Nehmen wir 1 %,so werden wir beı1 der Negierungs- 
kommission keine Aussicht haben,da sie die juristischen Per- 
sonen überhäupt nicht besteuert. %s hört sich &älles schön an 
und wenn ich persönlich nicht der Überzeugung wäre,daß die 
juristischen Personen nicht besteuert werden,wäre ıch der 
srste,der sagen würde ,die Besteuerung ist zu gelinde. Die Aus- 
führungen der ersten Gesetze haben gezeigt,auch wenn die Geld- 
entwertung nicht gekommen wäre ‚wären die Vermögen in das Aus- 
land verschoben worden,denn sie sind tatsächlich zum erheb- 
lichen Teil ins Ausland verschoben worden. »ie konnten lesen, 
d&ß eine ©chweizer Firma in einer deutschen Zeitung 300.000. - 
Dollar sucht. Sie sehen also die Folge,wenn man zu scharf zu- 
greift. Deswegen bin ich dafür,den larıf so zu lassen ‚wie er 
ıst,vielleicht könnte mun die Sache so mächen,daß wir den 
ce Mega dem der Regierungskormmission in Übereinstimmung 

ringt. 


tr > n 
Vorsitzender: Dus Wort hat der Abgeordnete Petri ! 
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Petri (S.P.): :Meine Damen und Herren! Die Vermögenssteuer ist die 
eigentliche direkte »teuer,die uns in die Lage versetzen könn- % 
te,die Substänz zu erfasser. Sic läßt auch zu,daß die meiste 
Drückebergerei geübt wird. üenn !err Becker sagt,daß die Ver- # 
mögen von Ausländern und der Grubenverwältung erfaßt werden, 
stimmen wir zu. Wir verstehen auch sehr Er ap die G.m.b.H. 
Spekulationen und Schiebungen betreiben können,daß man Ver- 
mögen verschwinden lassen kann,und nachher einfach keine vor- 
handen sind. Es ist durchaus ein Unrecht,wenn Herr Ör,.v.Vope- 
lius sagt, die Vermögen seien zu stürk belastet. fiir sagen, 
viele juristischen Personen,die sich bilden, bilden sich mur 
von leuten die_Yermögen haben,das wird äuch niemand bestreiten 
‘önnen. Meine Dumen und Herren! Unser ER ist gerechtfer- 
Kin 5 und äufgebaut auf einer Grundluge,daß Jie Steuern dort 
eriaßt werden,wo etwas ist. 


rg 


Vorsitzender: Das \liort hat der Abgeordnete Karius ! 

Karius (Z.,: Die Zentrumspartei ist bereit, über den Entwurf der 
Regierungskommission hinauszu chen, will aber die Vermögens- 
steuer unter 210.000.- Papierfranken oder 70.000.-Goldfranken 
nicht höher setzen,als die Negierungs vorläge vor- 
sieht. Über diese Summe hinuus bis 200. 000. -Papierfrunken 


oder, 200.000.-Goldfrunken will sie den Hegierungsentwurf um, 
23 % erhöht haben. Über 600.000.-Papierfranken soll der Tarif 
satz der Regierungskommission um 50 % erhöht werden. “ir 
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glauben einen l!eg gegungen zu haben,den die Regierungskomnis- 
sion &ıch gehen kann. Das ist eine Lösung,die auch für die 
Kapitalisten tragbar ist. 


Vorsitzender: Das l!ort hat der Abgeordnete Fingle ! 


"ingle (S.P.): Wenn man einen Rückblick auf die verschiedensten 
Gesetze wirft,mß man sagen,daß der lundesrat kein Verständ- 
nis hat,eine gerechte Verteilung auf die tragfähigen Schultern 
vorzunehmen. Ich kann Ihnen sagen,als Mitglied der Steuerkon- 
mission,die Erfahrungen,die man in den letzten Jahren gemacht 
hat.haben mich erst begreifen gelernt,warum man eigentlich 
aus den Steuerkommissionen nichts sagt. \ienn auf der einen 
Seite die Finanzämter ihre Veranlagungsakten zur Hand nehmen i 
und die Einkommen viellcicht von einem zurückliegenden Jahre 4 
feststellen und auf der anderen Seite die angesammelten Ver- ‚ 
mögen diesen Veranlagungsakten gegenüberstellen wird klar zu- 
tage _treten,daß etwas nicht ın ln ist. Es wird gesagt,daß 9 
dıe Sozialdemokraten und die Kommunisten die Vermögen beschlag- 
nahmen wollen. Ich meine,der Prozentsatz,der vorgeschlagen ist, 
ist direkt lächerlich,wenn man sich wehrt und sträubt ‚das 
Existenzminimum einigermaßen zeitgemäß zu gestalten und sucht 
mit allen lüitteln der Kunst eine direkte Vermögensbesteuerung 
durchzuführen. Das entspricht auf keinen Fall der Gerechtig- 
keit. “ir haben gesehen,daß in der Vergangenheit der Lohn-und 
Genaltsempfänger,ohne Rücksicht darauf,daß cr ausreichend be- 
zahlt wurde ,seine Steuer er mußte. Wir haben auf der 
anderen Seite gesehen,daß die Regierungskommission absolut 
keine Veranlassung genommen hat,auch die übrigen Kreise zu 
derselben Zeit mit einer wertbeständigen Steuer zu belegen. 

Ich kann sagen,mir sind Fälle bekannt,wo das Finanzamt die 
erlagung nicht anerkannte,wo die Zeit über die Veranlagun 
hinausgeschritten werden mußte. Berufung wurde eingelegt, Fest- 
stellungen vorgenommen und diese haben ergeben,daß in einer 
Zeit,wo die lark noch etwas wert war,l\illionen Nark an Steuern 
nachgehoben wurden. Äber auch hier fehlten greifbare l\laßnahmen 
und Unterlagen seitens der Regierung. ir sehen,deß dieses Geld 
vielleicht mit 50 Oentimes' bezahlt worden ist.Äus diesen Grün- 
den ist es begreiflich,daß gewisse Kreise von diesem Stand- 
er aus betrachtet allen Anlaß haben,der Regierung ihren 

nk auszusprechen. | 


%. 
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Vorsitzender: Das 'ort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


Reinhard (K.P.): Herr Dr.”cheuer hat gesagt,mein Antrag verfolge 
einen Fropagandazweck. ch möchte sagen,meinen AnSEAG habe ich 
gestellt,aus Gerechtigkeitsgründen. "enn_»ie diesen Antrag als 
einen PET EROANBSBELFURE ansehen,ist das Ihre »ache,aber das 
Rechtsempfinden_ des Volkes,wird sich auf einen anderen Stand- 

unkt stellen. {ch habe auf die schreiende Ungerechtigkeit 4 
hingewiesen,wie lWillionen verdient wurden auf Kosten der Ärbei- 
tver,die man ausgeplündert hat bis aufs Hemd. Wir sind grund- 
sätzlich für Bin aa Jung des Privateigentums. \ir sind 
für eine andere “irtschaftsform. Die Anträge,die wir heute ge- # 
stellt haben,kann sogar jede Negierung annehnen. !ienn Sie kon- ® 
sequent bleiben wollen,dänn führen Die sich die Steuergesetz- ® 
‚gebung Englands vor Augen und »ie werden finden,daß die Indus- ® 
‚rie nicht ausrücken kann. Hier liegen die Kohlen im Boden 4 
hier sind die Zufahrtswege usw. Es besteht also keine Gefahr, | 
daß diese leute bei Ännehmen unserer Anträge das Weite suchen. 
solange das Kapital Gewinne macht,wird es das Unternehmen in #® 
der Hand behalten. Sie können diesem Antrag,den wir gestellt # 
haben, zustimmen,ohne Gewissensbisse zu erhalten. Die meisten, # 
die es trifft,haben sich das Geld nicht BREI nie welc# 

Ä | arunter, 9 
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darunter,doch die meisten haben es durch Unrecht. Ich bitte | 
Sie deshalb,stimmen Sie dem Antrag zu. 
“ 


Vorsitzender: \ünscht noch jemand das ort ? Es ist nicht der Fall. 
“ir kommen dann zur Abstimmung. Zunächst stimmen wir über den . j 
Entwurf und über die Abänderungen hierzu,die einstimmig be- | 
schlossen wurden,ab,so wie sie von dem Berichterstatter vor- | 
getragen wurden und wie sie schriftlich vorliegen. \ 


Ver für den Entwurf ist einschließlich der einstimmig 


gngenommenen Äbänderungen der Kommission,möge sitzen bleiben. 
fa orhebt sich niemand.. Ich stelle die einstimmige Annahme j 
rl 


fest. 1 

ir stimmen jetzt ab,übsor diejenigen Punkte,über die ! 
eine Einigkeit nicht stattgefunden hat und über die Anträge, 
die heute gestellt worden sind. 





Das \iort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


Hoffmann (S.F.): "ir beantragen,den 3 10 a,der eingefügt ist, zu 


streichen. 


Vorsitzender : Das ort hat der Abgeordnete Heinhard | 


Reinhard (K.?.): “ir unterstützen den Antrag ! 


PrEz 2 
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Vorsitzender: Der $ 10 a lautet: 


* Sind in dem steuerbaren Vermögen eines na h: 3.2: Zi10,% 
und 2 a ee a Beteiligungen der ın, 4 Abs. il 2118.89 
enannten Art an einer der Besteuerung nach 3 2 Ziff.e unter- 
jegenden jaristisghen Dersonen enthalten,so crmäßigt sich 
die Steuer um den Betrag von .< 1/2 vom Tausend des steuer- 
baren lertes dieser Beteiligungen. " 


"er dafür ist,daß der soeben verlesene $ 10 a gestrichen 
werden soll,möge sich erhcben. Dis erheben sich die lMütglie- 
der der Sozialdemokraten und der Kommunisten. Die Streichung 
ist somit gegen 5 Stimmen abgelehnt, 


— u un un Un 


N POT 


liegt ein Antrag des Herrn Petri vor,der wie folgt lautet: 


“ Die Vermögenssteuer ist jährlich zu veranlagen. " 


er dafür ist,daß dieser insatz gemacht wird, möge sich er- 
heben. Es erheben sieh 5_litglieder der Sozialdemokratischen- 
und der Kommunistischen Fraktionen, Der Antrag ist somit | 
gegen 5 »timmen abgelehnt. 

Auf Antrag des Herrn Becker sollen die 38 25 & £6 des Heichs- 9 


vermögenssteuergesctzes sinngemäß als Absutz 4 
Paragraphen aufgenommen wer 


in den 

den,mit der Änderung,daß 50.000.- 9 

Yark in 5.000.-Goldfranken geändert werden. 4 

‘!sr für den Antrag es, Herrn Beeker ist,möge sich 4 

erheben. Ls erheben sieh älle Witglieder mit Ausnahme der 1 
Tinken. 5 Stimmen dagegen,die anderen dafür. 


u E ERE ERERE ER WEER TWERE ER UR 
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"ir kommen zum Äntrag des Herrn Reinhard,den Betrag 
von 5.000.-Goldfranken in 2.000.-Goldfranken umzuändern. 


\ier für den Antrag des Herm Keinhard ist ‚möge sich 
erheben. Es erheben sich die © Stimmen der Linken,alle übrigen 
Mitglieder sind dagegen. 
Jetzt kommen wir zum larif. 

Der weitgehendste Antrag ist der des lierrn Neinhard,doch müs- 
sen wir über den Antrag dor Sozialdemokratie zuerst abstimmen, 
weil sich der Antrag des Herrn Reinhard auf den der Sozialdemo- 
kraten stützt. 


Der Antrag der Soziuldemokratischen Fraktion lautet: 


zur VERLÖGENSSTEUER. 


Vermögensbeträge Jährliche Besteuerung in 
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Steuerbeträge pro mille. 
von bis ausschließlich 
Goldfrancs Goldfranes Goldfranes | 
10.000. - 12.000. - 10.- jü | 
12.000. - 14.000. - 13.20 Na 
14.000-- 16..000-- 6.80 13 
16..000..- 18.000.- 30.80 12 
18.000. - 20.000. - ae 1,4 
20.000.- 22.000, - 30.-- 1.0 
22.000, - 24,000. - EA Ne y 
24.000. - 26.000. - 40.80 27 
26.000.- 38.000. - 46.80 18 
28.000. - 30.000. - 56.-- 2e- 
30.000. - 32.000: - a 5.2 IS 
32.000.- %..000.- 76.80 3.4 20 
34.000, - 36. 000. - 88.40 2,8 73 
38.000.-  38:000.- 100.80 2.8 Fr 
38.000. - 40.000. - 114.-- I.- | 
40.000. - 44,000. - 128. -- 32 ; 
14.000. - 48.000.- 149. 60 3,4 SZ 
48.000, - 52.000. - 172.80 3.6 = 
52.000.- 56. 000. - 197.60 3.8 | 
52.000. - 29.000. 2 Be Er in 
50. 000. - 31.000°= HE 1.2 | 

1.000. - 68.000. - 281.60 d,4 | 
e8. 000. - 72.000. - 312.80 A.6 
72.000. - 76.000.- 345.60 4,8 
76.000,- 80.000, - 380,-- D.- | 
80.000. - 81,000,- LE. 5.2 
54.000. - 83. 000, - 458.60 5. | 
88.000. - 92.000, - 492.80 6 | 
92.000. - 96.000. - 538.5 5,8 | 
3 - 100.000. - 576. -- = | 
100, 009. - 104, 000.- BRU.-- 6.2 
104.000.-  108.000.- 665.60 6.4 
.»o.- ©* 12.000.- : - 2.80 6.6 
112.000. - 116.000, - Tel.60 6.8 








- 13 - | 

116.000. - 120.000.- 8l2.-- T.- 
120. 000. - 124. BE B64.-- a: | 
34.000. - 128.000. - 917.60 7.4 
128.000. - 132.000. - I72.80 7.6 2 
132.000. - 186.000. - 1029.60 78 j 
136. 000. - 140.000.- 1088. -- Be 
140.000. - 144.000.- 1148.- 8.2 } 

000. - 148.000.- 1209. €0 8.4 E 
148. 000.- 152.000. - 1272.80 8.6 | 
152.000. - 56. 000. - 1337,60 8.8 % 
156.000.- 160.000, - 1404.-- J.- 
160.000.- 164.000.- 1472:.-—- 28 
164.000. - 168. 000. - 1541.60 2.4 
188. 000.- 172.000, - 1612.80 8 
172.000.- 176.000.- 1685.60 2,8 
176.000.- 180.000. - 1760. -- 10. -- 


und so weiter steigend für je 4.000.-Goldffancs Vermögen, 
je 40.- Goldfranes steuer. | 
--- 00000 —- 
Der Antrag des Herrn Reinhard lautet: 
‘ Der Tarif der S.P.D. findet unsere Zustimmung bis zur 
Höhe von 100.000.-Frcs. Darüber hinaus verlangen wir für je 
50.000.-Fres. 1 % außer den »ätzen des larifis der Die 


In Tarif B sind anstelle 3 Y2 %& 1% zu setzen. " 





‘er für den Antrag der Sozialdemokraten ist möge sich erheben. 
Es erheben sich die lüitglieder der Linken. 5 Stimmen sind für 
den Antrag,alle übrigen dagegen. 


os uT 


"er für den Zusatzantrag des Herrn Reinhard ist nee sich erhe- 
ben. Es erheben sich die u ee der Linken.5 Stimmen sind 
für den Äntrag,alle übrigen dagegen. 


"ir kommen nun zum Antrag des Zentrums,welcher lautet: 


" Die Zentrumspartei beantragt die »taffelung wie m 
zu ändern. Die Steuersätze der ae e bis zu 210.000. 3 
Franken gleich 70.000.-Goldfranken bleiben bes ehen. Darüber 
hinaus sollen bis zu 600.000.- Papierfranken gleich 200.000. - 
Goldfranken 25 % Zuschlag auf die »ätze des Regierungstarifes i 
fallen, Auf die Sätze über 600.000.-Papierfranken gleich 200. 000. 
Goldfranken soll ein Zuschlag von 50 % erhoben werden. ’ 


" pueZ 


= 





“er für den Antrag des Zentruns,so wie ich ihn eben verlesen 
habe ,ist,nöge sitzen bleiben, - 

üs erheben sich die Stimmen der Linken.Ver Antrag ist 
somit gegen 5 Stimmen angenormen. 


Herr Hoffmann beantragt noch,daß der Tarif A_ uuch gleichzeitig 
als larif B zu geltenhat. 
Das Wort hat der Äbgeordnete Decker ! 
| | | Becker 
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Becker (Z.): Das ist in der Pruxis nicht möglich. ; 
Vorsitzender: Das Hort hat der Abgeordnete Hoffmenn ! a 
Fr . | } a 
Hoffmann (S.P. }: Ich möchte daruuf hinweisen; u es in Deutsch- h 
land möglich ist,unc deshulb muß es auch hier möglich sein % 
Vorsitzender: \!er für den Äntrag_der Sozialdemokratischen Fraktion, % 
den Tarif A leichzeitig als Tarif B gelten zu lassen,ist, 4 
möge sich erheben. 
Es crheben sich > Hitglieder der Linken. der Antrag 1st ; 
somit gegen 5 »timmen „bgelehnt. 


“ir stimmen nun ab,über den »ntrüß des Herrn Reinhard,an- 
stelle 2 WR %, 1 » zu sctzen. 

er für diesen Antrag ist möge sich erheben.Es erhebt sich #3 
Herr Reinhard. Der Anträg ist somit gegen 1 Stimme abgelehnt. 





Das \iort hat der Abgeoränete Dr.Scheuer ! 

Dr. >cheuer 9.0.7: Ich spreche den „unsch zus anstatt 20. 000.- ! 
Papierfronken,den Zurif mit 10.000. -Goldfranken beginnen i 
mı lassen. Ich möchte den lurif ın der ursprünglichen Höhe 
bestehen lassen. 

Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Decker | 


Becker (Z.): Wir können uns dieser Anregung nicht unschließen. 


agqtoog HT 


Vorsitzender: er für den Antrag des Herrn Dr.Scheuer ist ,möge 
sich erheben. %s erhebt sich Herr Dr.©cheuer „Llein. ber 


Antrag ist somit gegen eine Stimme abgelehnt. 


a botrachte das Qutüchten durch die Abstimmung als abge- 
geben. 


"ir kommen nun wsiter zu dem Intwurf betr. 


\bänderung der direkten und indirekten Kommunalsteuer- 
gesctzge bung. 


der Berichterstatter Herr Dr.Scheuer! 





Das ort hierzu ht 


zn puosy 


vr. Scheuer | 
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Dr«Scheuer (D.P.): Meine Damen und Herren! Der Entwurf betrifft 
die Abänderung des preußischen Kommnalabgabengesetzes,des 
preußischen Kreis-und Provinzialabgabengesetzes,des vn 
rischen Umlagen-Gesetzes,der Gemäindeordnung für die Ffalz 
und des bayerischen Gesetzes betr.die Distriktsräte. 


Zweck des Entwurfs : 


Der Entwurf bezweckt die sereiahej slichung der Gesetzgebung 
betr. die direkten und indirekten Konmunalsteuern im preu- 
ßRischen und bayerischen Teil des »vaargebietes.Der Entwurf 1 
nimmt zur Vrundlage das bisherige bayerisghe Umlagen-Gesetz. 
Er bedeutet für den preußischen -eil des »aargebietes eine 
sehr wesentliche Änderung,indem er den Gemeinden und Krei- 
sen das Recht nimt,besondere Steuern vcm Grundbesitz, Ge- 
werbebetrieb und vom Einkommen Au erheben,indem er die 
Bamae Rs Seusrung auf diesen “ebieten nura in der Form 
von Zuschlägen zu den staatlich veranlagten Steuern zuläßt, 
die für Grund-und Gebäudesteuern, Einkommensteuer ‚Gewerbe- 
betrieb im Umherziehen und Gewerbesteuer gleich sein müs- 
sen. 





. Der intwurf führt also ein festes und dauerndes 
Verhältnis ein,nach welchem die Eeczung des Steuerbedarfs 
durch Realsteuern und Einkommensteuer. enteelsgt Wir 

Der Entwurf führt ferner die Pflicht der \emein- 
den und Kreise ein zur Besteuerung der lustbarkeiten, Schank- 
Konzessionen und der Hunde, Insofern bedeutet er eine Erneu- 
erung für den PER AREREN Gebietsteil. 

Schließlich schafft er die \öglichkeit zur Er- 
hebung von Verwaltungsgebühren. 


Die Einleitung 


wird dahin geändert,daß anstelle des $ 19 gesetzt wird: 


nn Ten rn 


428,86 83 und 2&.,4.%. und nach Anhörung der gewählten 
Vertreter der Bevölkerung. " 


A. Preußischer Teil 
SÜEER TERN NN 


I, Preuß. Kommina om 14.7.9838. 


Artikel 1 
Hier sind die Paragraphen aufgezählt,die im preuß.Komm- 
eehepeesetz in Negafll kommen und die zum größten 
Ä ee rch andere Bestimmungen des Entwurfes ersetzt wer- 
en. | 


r 2% 
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Die einzelnen Faragraphen,die in Wegfall komen 
sollen,enthalten folgende 3estimmungen: 


$4 Abs.6 In diesem Paragraphen steht,daß ein 
Zweng zur Erhe von Chaussee-,liege-, #® 
Pflaster-und Brückengelder nicht statt- # 
findet.Nach der Vorlage des Entwurfes | 
soll also,da dieser Absatz in \iegfall 
kommen soll,ein Zwang zur Erhebung die- 
ser Gebühren stattfinden können. 


Die ‚Kommission 





2. r 


$ 16 
° 23 Abs.2 Satz 1 


$ 25 
$ 27 
$ 29 
$ 31 
8 33 Abs.1 Ziff.4 Abs.8 


88 37 - 39 


40 2 
88 dA - 45 


88 4A8,48a,52 
5 56 — 59 


88 64,65 Abs.2 


8. 71-74,76 
8 77 Abs. 3b 


bleibt unvrerändert.Er enthält das Recht für die Gemeinden 


unverändert. Enthält die Pflicht der Gemeinden, indirekte 


für einzelne Handlungen ihrer Organe Gebühren zu erheben. 
Artikel 3. 






50 


ME 


Die Kommission hat jedoch die strei- 


chung dieses $ 4 Ab5.6 abgelehnt. | 


betr. die Hundesteuer. 


IM 


besagt,daß die Einkommensteuer zum 
Teil dureh Aufwandsteuer ersetzt 
werden kann. 

betr. die Grundsteuer. 


desgl. 


betr.die Gewerbesteuer. } 


betr. die Abstufung der Gewerbesteuer. 


betr.eine Sonderbestimmung bei der 
emeindeeinkommensteuer., 


betr.das Recht der Erhebung einer 
besonderen Gemeinde-Einkommensteuer. 


betr. die Befreiungen von der Gemeinde- 7 


einkommensteuer., 


betr.die Berechnung des steuerpflich- | 
tigen Einkommens der fiskalischen 
Domänen, Staats-,und Frivatbahnen. 


betr,die Ermittlung der Verteilung 
der Steuern wenn mehrere (Gemeinden 
als berechtigt in Betracht kommen. 


betr. die en Bee Steuerbe- 1 
ee auf die verschiedenen >teuer- 1 
arten. | 


betr.verschiedene Bestimmungen über 
Veranlagung und Erhebung. 


betr.die Rechtsmittel. 
betr.die Bestimmung, daß ee 
von den in 3 54 vorgeschriebenen Ver- 


teilungsregeln der Zustimmung der 
höheren Verwaltungsbehörde bedürfen. 


Steuern auf Lustbarkeiten,Hunde und Schankkonzessionen zu 


erheben. 


Artikel 4 





re 
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Artikel 4 


—e mu ww WE WE RE ER 


unverändert. Betr.die Besteuerung des Grundbesitzes und be- 
stimt,daß diese in Frozenten der vom Stasate veranlagten 
Grund-und Gebäudesteuer zu erfolgen hat. | | 

Hinter die Norte " die Besteuerung " ist einzufügen: 
" des Grundbesitzes." 


Artikel 5 


— ek 


unverändert.Er BASE .me. che vene inden für die Erhebung der 4 
ewerbesteuern und der Steuern vom Gewerbebetrieb im Umher- 
ziehen berechtigt sind. 


Artikel Ö. 


unverändert.Bestinmt,daß die Gewerbesteuern in eg vn 
zu der staatliche veranlagten Gewerbesteuer erfolgen. Dieser 
Paragraph enthält also den Ersatz für die Aufhebung des Rech- 
tes der Gemeinden besondere Steuerordnungen zu erlassen. 


Artikel Er 


unverändert.Enthält Bestimmungen über die Verteilung der Ge- 
werbesteuern,wenn sich der Gewerbebetrieb über mehrere Gemin- 
den erstreckt. 


Artikel 8. 


e H ER | Einkommensteuern 
unverändert. Enthält die Bestimmung, daß 


VER eeo.ndoddsuene VOR u 


nur in Form von Zuschlägen zur Staats-Linkommensteuer erhoben 
werden dürfen,und daß die Zuschläge gleichmäßig sein müssen. 


Artikel 9. 


unverändert. Enthält die Sestimmune,daß Vereinbarungen mit 
Steuerpflichtigen über die Voraus a, von Ein- 
kommen-und tewerbesteuer in Zukunft nur noch für höchstens 
2 Jahre gestattet sind. 


Artikel 10. 


u 


by u N 


unverändert.Enthält die Bestimmungen über die anteilige Zer- 
legung des staatlichen Einkommensteuersatzes,wenn sich das 
Grundvermägen oder der Betrieb eines stehenden Gewerbes über 
mehrere Gemeinden erstreckt. 


Artikel 1. 


unverändert.Enthält ähnliche Bestimmungen bezüglich der Ein- 
kommensteuer. | 


Artikel 12. 


ein sehrwichtiger Artikel.Er enthält die staatlichen Steuer- 


ansatzsummen 
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Steueransatzsunmen für Grund-und Sebäudesteuer, Steuer vön 
‘ Gewerbebetrieb im Umherziehen und von Wanderlagerbetrieben 
und von der Gewerbesteuer. / 6 | 
Diese Steusransatzsumen bilden die Grundlage auf die 
dann die gemeindlichen Zuschläge kommen, &; : 


Der Entwurf ist von der Kömission &eändert worden: 


Der Entwurf sieht vor,die Gewerbesteuer nur mit 70 % der i 
staatlichen veranlagten Beträge einzusetzen. Auf Antrag des 
sozialdemoktatischen Mitgliedes hat die Kommission beschlos- 
sen,die Gewerbesteuer mit dem einfachen Beträge der staat- 
lichen Gewerbesteuer anzusetzen. Bine Änderung in der Höhe 
der Gewerbesteuer soll dies jedöch nicht bedeuten .. der i 
Steuersatz der Gewerbesteuer in der. Verordnung betr,die Ge- | 
werbesteuer entsprechend herabgesstat wird: 


Der Artikel 12 hat also nach den Seschlüssen der Kon- 
mission folgenden \lortlaut: 


$ 54 erhält folgende Fassung: 


Die EETTREORLENGRE des Fiskus und der Gemeinden wer- 
den um 30 % erhöht. | 
: won Durchführung dieser Erhöhungen werden in Ansatz 
gebracht: | 
ie vom »taate veranlagten | 
Grund-und Gebäudesteuern. ...crccrec0 0. mit dem 3 fachen 
Beträgen. 


Die Einkommensteuern,die Steuern vom 

Gewerbebetrieb im Umherziehen von 

Wanderlagerbetrieb und von der Ge- 

EBEN Or He nee anne nase mit den l fachen 
Beträgen. | 


SH 


enthält die üheraus wichtige Bestimmung,daß die Zuschläge 
alle nach einem einheitlichen Hundertsatz berechnet werden 
müssen. | 


En; Der Zusatz zu $ 55 Abs.2 in der Form des Art.13 
Abs. 2: 


N POT u 


" Die Zuschläge der kreisfreien. Städte bedürfen mur 
Se der Genehmigung,wenn sie 150 % der Steuersumme über- 
steigen," 


so!l nach den Beschlüssen der Kommission in Wegfall kommen, 
d.h.dıe Zuschläge sollen keiner Genehmigung mehr bedürfen. 


Sl läd ul aa un nun tin ups DU nn ann ul aa len wu 2 ugn 
© 4 


‚ „ Die Kommission war der Ansicht,daß dieser Zusatz 
ee em werden müsse,da einerseits durch die Einführung 
es festen und dauernden Verhältnisses der einzelnen Steuer- 
arten untereinander die Erhebung höhere Beträge als notwen- Ei 
dig ausgeschlossen sei,daß sndererseits es den Gemeinden aber # 
such unbenrmmen sein müsse ,die Zuschläge in der Höhe zu er- a 
heben,die sie unbedingt nötig hätten. 


In Absatz 4 des Art,13 wird das Wort :" berechtigt e 


ersetzt 
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- 24 - | 
erseizt durch : " verpflichtet." 
Artikel 14 


unverändert.Enthält en an ch über die rückwirkende Kraft 
einer neuen Abgabenordnung, falls die alte für ungültig er- 


klärt wird. 
Artikel 15 


u RD wu, ARE ul AA BE BER RR ww 


unverändert.Enthält Strafbestimmungen. 


II. Freuß.Kreis-und Provinzialabgabengesetz vom 28.4.06. 
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Artikel 16 - 19 


unverändert.Sie enthalten die entsprechenden Bestimmungen, 
wie sie oben für die Gemeinden dargelegt sind, für die Rreise. 


B. Bayerischer Teil. 


i. Bayerisches Umlagengesetz vom 14.8.1910 
17,8. 1918. 


Artikel 20 - 27 


enthalten die En Bestimmungen für die Änderung 
des. bayerischen Umlagengesetzes. 


Geändert gegenüber dem Entwurf der Vorlage sind nur: 
Art. 24 wie oben Art. 22. | 
Artur. A 


‚Gemeindeordnung für die Pfalz vom 29.4.1869 
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III, Beyerisches Gesetz von 28.Mai 1852 betr.die Distrikts- 


rate. 
Artikel 28 - 30, 30a - £. 


enthalten die entsprechenden Änderungen für die bayerischen 
Gemeinden und Dezirke. 


GC. Besondere Bestimmungen. 
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Artikel 38 
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enthält die Verpflichtung für die Gemeinden,die Einkommen- 
| | steuer 
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rügk, EN 
Binkomnensteuer ganz oder teilweise niederzuschlagen,wenn die 
staatlichen Steuern ganz oder teilweise niedergeschlagen sind. 
Die liorte: " die zuständigen Stellen der Negierungs- 
kommission" kommen in \iegfall. 


Anstatt " angeordnet haben " mıß es heißen " angeoränet 
worden." 


Beides ist nur eine redaktionelle Änderung. 


Artikel 34 


unverändert.Enthält Bestimmungen über Regelung bei DoppelFe- 
steuerung. 


Artikel 35 


unverändert.Enthält die Aufhebung der steuerlichen Vergünsti- 
‘gungen der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeanten. 


D. Übergangs-und >chlußbestimmungen. 


ee.ee—;.=e,e.eseee’Ö®’Ö’Ö\®ÖÖeRo 


unverändert. Enthält Bestimmungen über Ermäßigungen der Ge- 
bäude-und Hausmietsteuer sowie der Hausrealsteuern für das 
Rechnungsjahr 23/24. | | N 

uf Ein Mitglied der Lib. Volkspartei beantragt, diese Er- 
leichterung für !iohnungen noch 2 Jahre über die Sauer der 
Zwangswirtschaft hinaus gelten zu lassen. 

Der Antrag wird mit Mehrheit angenommen wodurch der. 

Antrag des Mitgliedes der sozialdemokra ischen Partei,es bei 
der Regierungsvorlage zubelassen,sich von selbst erledigt. 


Artikel 37. 


unverändert,enthält die Ermächtigung zum Erlaß der notwendigen 
Ausführungsbestimmungen. 


Artikel 38. 


unverändert,enthält die Bestimmungen über das Inkrafttreten 
der Verordnung. | 
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Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Schmidt: 


Schmidt (2.): Meine Damen und Herren! ls eingefleischter Buyer. 
mit konservativem Einschlag,der an dem alten hängt,namentlich 
da der Zustand des »aargebietes ein vorübergehender ist,mülite 
ich die Vorluge ablehnen, Trotzdem durchzog mich beim Lesen 
der Verordnung eine stille Freude. Die Regierung nimmt als 
Grundlage die bayerische venetzgehung. Es wurde Sturm dagegen 
gelaufen,weil man sie nicht gekannt hat. Lie Ararjeriicen Fre i- 
rekter Steuern,wie Justbarkeitssteuern usw. ‚die namentlich 
für die Pfalz eine Neuerung bedeutet,will man auf eine ge- 
meinschaftliche Basis stellen,von der aus die Gemeindezuschlär 
ge erhoben werden sollen. Es bedeutet im preußischen Teil 
eine Ncuerung,alle Ungleichheiten auf steuerlichem Webiete 
zu beseitigen.Ls ist ganz gewiß ein guter Kern,der in der 
Sache steckt,in der der Grundsatz der allgemeinen Gcsetzgebung 
verankert sein soll,gleiches Recht für alle. Aber man macht 
hier den Fehler,daß man zu dem Guten auch das Schlechte stellt. 9 
©Ochon einmal hat man es getän,bei der »chaffung eines !iahl- 
gesetzes. Man hat das bayerische Verhältniswählrecht mit frei- 
en Listen übernommen,durchaus gerecht,weil neben der vicherung 
neben Verhältnis,die Freiheit der Personen wär. Hier macht 
men einen ähnlichen Fehler in umgekehrter Form. Ja die Regie- 
rung der Gemeinde zur lrhebung von Steuern die Genehmigung 
notwendig mücht ‚bedeutet das eine Verschlechterung des Hechts- 
zustundes. Das ist eine unerträgliche Beschneidung des Rechtes 
der Gemeinden. Der Vertreter der itegierung führte in der Kon- 
mission aus,daß fast alle Gemeinden einen Zuschlag von 200 % 
notwendig haben, Das bedeutet eine generelle Genc DER } 

flicht. ‘ir haben ein Interesse daran,daß die Selbstständig- 
Bi der Gemeinden erhalten bleibt und es ist Pflicht der Re- 

jerung uns in unserem Jestreben zu unterstützen,einmäl daß 

ic Gemeinden Steuerqucllen erschließen die erschlossen wer- 
den können. Ich komme nun auf die Frage,die des öfteren erör- 
tert _ worden ist,zusprechen,denn in ihr liegt der Lebensnerv 
des Saargebietes,auf ihr beruht die wohlfährt des Saurgebie- 
tes,weil nur dadurch die >pannung behoben werden kann und das 
ist die FR LURTROS der vaäargruben. 

Wohl sieht der Friedensvertrag vor,daß die Gruben in 
Verhältnis zu ihrem Vermögen besteuert werden dürfen. 'ias be- 
deutet diese Bestimmung ? Lediglich nur,daß der französische 
‚ntaat nicht stärker als die übrigen Vermögen im Säurgebiet 
besteuert wird. Darüber herrscht kein Zweifel. !iir erwarten 
von der hegicrungskommission,daß sie alles tut,daß sie den 
französischen Staat veranlaßt,die »teuern zu bezahlen. Nacht 
sic_ von ihrem Auslegungsrecht Gebrauch,dann wird ein großer 
Teil lißtrauen schwinden. Zum anderen tut die Regierungskon- 
mission die Steuerquellen der Gemeinden schwächen, wcnn sie in 
einigen Orten des Saurgebietes Grundstücke unkauft und den 
Einwohnern Bient den vegennert dafür bietet,z.B. in den Grenz- 
orten. Die Regierung ha Dppedäng: die Pflicht,diese Grund- 
stücke angemessen zu bezahlen und eine angemessene Bezahlung 
erblicke ich darin,wenn die Ba den Ligentümern den Be- 
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trag gibt,den sie nötig haben,um sich Ersutz dafür zu_beschaffemg 
Die Bezahlung erreicht diesen Preis bci weitem nicht,Die RB- # 
gierun ‚müßte hier nuch dem Hechten schen. \enn dan Recht und 
icrech ee: geübt wird,dann wird den Gemeinden zum Degen 
no stständigkeit_ erhalten -und -zun-Segen-des -Suurgebletes__ 
gereichen. | 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das !iort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 
Hoffmann (S.P.): Ich glaube es wäre erwünscht,daß man den Gemein- 
den einen Spielräum von 10 % bei dem Hundertsatz lassen soll- 
te. Ferner bin ich der Auffassung,den 3 29 nicht zu streichen, 


denn es ist der,der die Selbstverwaltung der Kommunen über 
die Gewerbe ganz einschränkt. 


Vorsitzender: Dus "ort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius! 


v. Vopelius (£ L.V.): Ich erkläre,daß meine Partei die Beschlüsse 
der Kommission annimmt. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll VE.D.uL; ): AnBe Damen und Herren! Ich mß mich noch mit = 
ae C 


2 befassen. wundere mich,daß die Herren über die- 
sen Beaerasben so schnell REnwSrBogengen sind. in diesem _ 
Paragraph wird festgelegt,daß alle Steuern auf der Busis,wie 
sie die Regierung veranlagt hat,erhoben werden,nur die Grund- 


steuerveranlagung wird verdreifacht. Ich stelle fest,daß durch ? 


frühere Beschlüsse die Grundsteuer verdreifacht worden ist, 
und bin besonders erstaunt darüber, daß sich die Vertreter 
der Landwirtschaft im Zentrum diesen Beschlüssen angeschlos- 
sen und nicht GRESER RU EPR Ne N haben. Das ist eine Erhö- 
hung der Steuer,die die landwirtschaft nicht ertragen kann. 


Esy wäre bei Beratung der Grundsteuer schon erwünscht gewesen, 


wenn die 3 Vertreter der Landwirtschaft im Zentrum,sich nicht 
nur darauf beschränkt hätten,den Antrag des Herrn Hoffmann 
abzulehnen,sondern sich energisch gegen die Verdreifachung 
der Haussteuer gewandt hätten. Jetzt wollen Sie auch diesen 
Entwurf Gesetz werden und dadurch wieder eine Verdreifachung 
eintreten lassen,das wäre dann,das neunfäche der staatlichen 
Veranlugung. 

| Ferner sind Sie sich auch darüber einig,daß die Ge- 
meinden mindestens ZDO % Zuschläge verlängen müssen. »ie sind 
sich offenbar nicht klar darüber,daß dann ganz ungeheuerc 
Summen herauskämen. ‘Die Landwirtschaft des Vaargebietes ar- 
beitet nach 1925 nach der Linbeziehung des ”aargebietes in 
das französische _Zollsystem unter ungünstigen Bedingungen. 


Sie muß mit der Ländwirtschaft des reichen Agrurstuätes Frank- 


reich konkurieren. Ich hätte deshalb gewünscht, ‚daß gerade 

für die landwirtschaft eine SISUETETDEL ENDE eingetreten wäre 
und glaube nicht, daß ge landwirtschafttrcibende Bevölkerung 
Verständnis für ihre Beschlüsse hat. Ich stelle den Antrag, 
daß nicht der dreifäche,sondern nur der einfache 
Veranlagungsbetrag zugrunde gelegt werden darf. Es wurde die 


Steuer h damit begründet,daß das Gewerbe wesentlich höher zur ° 


Steuer sure, Jchge” Seu worden sei. Nun mıß man dabei sugen,daß 
es dem Gewerbe die ganzen Jahre hindurch nicht schlecht g6- 
Bungen ist,aber dem Grundbesitz sind seine Linkünfte fas 

vol ne genommen worden. Die kinnahmen vom Hausbesitz 
sind fast LO Jahre hindurch einfäch vreggesteuert worden. Das 
mächt ungefähr 30 % des ganzen Besitzes aus. !!cnn es der 
Landwirtschaft eine Weile nicht gerade so schlecht gegangen 
ist,so hat die landwirtschaft doch jetzt fast ihr ganzes 
Betriehskapital verloren. Die Landwirtschaft hat also auch 
eine außerordentliche Binbuße erlitten und kann beändpruchen, 
daß sie nicht mit dem Gewerbe in dieser Beziehung aldi 7; 
stelit wird. Namentlich die großen Gewerbe haben 8 änzende 
Zeiten hinter sich. Denken Öle darun,daß es 1914 Unternehmen 


gegeben hät,die auf_dem letzten loch gepfiffen haben und heute 


glänzend dastehen. Ls kommt hinzu,daß wir bei den Beratungen 


das Gewerbe 
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das Gewerbe ganz besonders entlastet haben,deshalb macht auch 
die grundbesitzende Bevölkerung Anspruch auf Entlastung in 
steuerlicher Beziehung. 


Zu Artikel 12 beantrag ich,daß der 2.Absatz lauten soll: 


" Nach Durchführung dieser Erhöhung werden die übrigen 
Eisen. el den von dem Staate veränlagten Beträgen in Ansatz 
gebräc 


Die Stastsveranlagung der einzelnen Steuerärten soll danach 
für die Grundsteuern für die Gewerbe-und Linkommenstcuer mit 
dem veranlagten Satze EN gelegt werden. Dann stehe ich 
auf dem Standpunkt,weil der !Hausbesitz,im den letzten Jahren 
go Smaer gorden ist, Erleichterungen erfahren soll. 

36 hat die Kegierungskommission diese krleichterungen vorge- 
sehen aber in einem unzureichenden “aße. Die Hausbesitzer 
müssen die “rleichterungen solange haben,als sie keine ent- 
sprechenden “ieten bekommen. 


da Artikel 86 beantragen wir: 


" Die von dem »taate veranlagten Gebäude-und Hausniet- 
steuern dürfen nur mit dem frozentsatz erhoben werden,der dem 
Verhältnis der Durchschnittsmiete des vergangenen Jahres zur 
Friedensmiete ynter Zugrundelegung des Geldmaßstabes entspricht. 

Dieses "erhältnis wird durch das be se der Regie- 
rungskommission Abt.des Jnnern jährlich festgesetzt. " 


"jr gläuben,daß dies eine Forderung von Recht und Billigkeit 
ist. Der Hausbesitz hat einen Anspruch darauf,steuerlich nicht 
so stark belastet zu werden. Er känn nur im Verhältnis zu sei- 
ner Leistungsfähigkeit Steuern zahlen. - | 
as im übrigen die Vorlage anbelangt,kann ich mich 
den Herren Vorrednern anschließen und begrüßen besonders die 
Festlegung, durch welche die kinzelsteucrarten in ein Zwangsver- ° 
hältnis gebracht werden. Be 
Ich würde auch gerne den Gemeinden vollständige Frei- 
heit geben,aber dieser !Wunsch wird wohl in Bezug auf die Frei- 
peit Jer Steuerzuschläge wenig Aussicht auf Erfüllung haben. 
ch will nicht dagegen sprechen,aber ich verspreche mir nicht 
viel von Solcher Forderung. '!enn in Bayern dieser ken. nicht # 
bestanden hat und der Zuschlag nicht genehmigungspflichtig_ war, ° 
so war dafür der &tat genehmigungspflichtig. Also war die Frei- | 
heit in Sayern doch nicht so,wie wir sie aus den Ausführungen 
des Herrn »chmidt entnehmen a N eg: ist es 
jedenfalls,wenn man den Etat genehmigungspflichtig mächt. Ich 
will mich Ihren “ntrag nicht _wıdersetzen,sondern sage lediglich, % 
ich habe keine Hoffnung,daß Ihr \unsch in Erfüllung geht.Es | 
wird sich keine Regierung nehmen lassen,cin kleines Kontroll- 
recht über die Gemeinden auszuüben. Ich werde dennoch Ihren 
Antrag zustimen. 

...Nech ein liort: zur ‚me jEnung für Zollbahnhöfe. Da 
mıB dahin gearbeitet werden,daß die Petreffenden nicht nur 
Dre entschädigt werden,sondern daß sie reichlich be- 
zahlt werden. Lch bin der Ansicht,wenn man Eigentum wwnimt, #4 
muß man den Ligentümer dafür reichlich Ersatz geben. !ieil es 4 
Sich meist um wertvollen Pesitz handelt,bitte ich die Regierung, # 
er Dir Ne er den Eigentünern die richtige Entschädigung # 
zuteil wird. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr, Scheuer! 


Dr.Scheuer {D.P.): Ich stehc auf dem Boden dcr Komissionsvorlage. 
län hätte diese Vorlage zuerst beraten müssen,weil diese die 
Grunilage bildet. “ir hoffen, daß die Anträge ‚die gestellt 
worden sind,auch angenommen werden. 


Vorsitzender: Des "ort hat der Abgeordnete Schmidt ! 


Schmidt (2.): Herr Hoffmann wünscht einen Unterschied von _10 %, 
ch verstehe das nicht. Die Zuschläge werden in vielen Ge- 
meinden verschieden. sein. Ich weiß äuch nicht was mit 10 % U 
Unterschied gemeint sein soll. Soll da eine Heranziehung der 
versghiedenen Stcugrarten gemeint sein ? | 
Die \Urundlage des Pe “echt für alle,hat diese 
Unterschiedlichkeiten beseitigt. Die besondere Gewerbesteu- 
er möchte Herr Hoffmann aufrecht erhalten wissen. Das läßt 
sich neben dem Gesetz nicht machen. Wir haben in einer gan- 
zen Keihe Betriebe keine »2teuern herausbekommen. _ 

Nun zu den Ausführungen des Herrn Schmoll. !Wir_haben 
den dreifachen Betrag,wie ihn die Regierung in ihrem Ent- 
wurf vorgesehen hat,&ls Mrundläge ungenommen. Er fällt 
nicht erheblich ins Gewicht. Weil man diese Zuschläge ver- 
schieden gestaltet und weil män diese Stceuerurt einheitlich 
haben möchte. für haben alle anderen Steuern verdreifacht. 

Za dem anderen Punkt,den Herr >chmoll angeführt hat, 
wo er mcint,daß das bayerische Gesetz seither schon eine . 

rößere Bewepnmen einschränkung gehabt hätte als | 
as preußische Kommunslabgabengesetz,mß ich entgegen halten, 
daß das nicht ganz stimmt. Eine Senehmieungspf Licht für den % 
Etat hat in Dayern nicht bestanden. In Bayern mußte genau 
wie in Preußen der „tät zur Nuchprüfung dem Pezirksamt vor- 
ge t werden. Die Prüfung erstreckte sich darauf,ob nicht 

em Kesetz zuwider Beträge cingesetzt worden sind und ob 
nicht dem besetz zuwider höhere Zuschläge eingesetzt worden 
sind üls BRTRE RER waren. Mus Aufsichtsrecht des Staates 
war ein kleines. Diese Peschränkung bedeutet für den baye- 
rischen Teil des »2aargebietes eine Beschneidung des Selbst- 
verwältungsrechtes. Dagegen müssen wir front machen. 
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Vorsitzender: “ir stimmen ab. Zunächst stimmen wir äb über den 
Entwurf und die Deschlüsse,die in der Kommission einstimmig 
gefußt worden sind. 

Das "ort hat der Abgeordnete »chmädt ! 


Schmidt (2.): Yir beantragen einen Zusatz für den gunzen Entwurf, 
welcher lautet: 


" Der Landesrat wünscht,daß eine Neufassung der gesamten | 


Kommunalsteuergesctzgebung Staättfindet unter Wahrung der zu 
dem vorliegenden Entwurf gefassten Beschlüsse. " 


Vorsitzender: Ver für die Vorlage ist einschließlich der von der 
ann einstimmig gefaßten Beschlüsse möge sitzen 
eiben. 2 | 4 
a al sich niemand.Ich stelle die einstimige Annahne # 
es En 1 | 
Das Wort hat der Abgeordnete Roffmann ! 4 


Hoffmann (S.P.): Zu $ 1 stellen wir folgenden Antrag: 


’ Yir beantragen die Seibehaltung des $ 29 des K.A,G. 3 
betreffend dje Berechtigung der Gemeinden zur Erhebung der 


besonderen _ Gewerbesteuer. ' 
Vorsitzender 
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Vorsitzender: Wer für. diesen Antrag _ist,möge 
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sich erheben: ES 
erheben sich 5 lütglieder, der Tirken. Der Antrag ist somit 
gegen die »timmen der Linken abgelehnt. 


zu Artikel 12 Abs.2 beantragt Herr ÖSchmoll folgendes: 

" Nadh Durchführung dieser brhöhung werden die übrigen 
Steuern mit den von dem »tuate v.ranlagten Beträgen in An- 
satz gebrächt. 
Wer für diesen Antrag is4:005° sich erheben. &s erhebt sich 
Herr Schmolt allein. -Der Antrag ist somit gegen die »timme 
des Hermm Schmoll abgelehnt. 


7, Artikel 13 hut die Sozialdemokraätische Fraktion folgendes 
beanträgt: 

| “ Zu Artikel 13 beantragen wir bei Ziffer 1 folgender 
hinzuzusetzen: 

" Der Hundertsutz darf jedoch unter Umständen einen 

prozentualen Unterschied bis zu 10 % betragen. " 
er dafür ist,möge sich erheben. ls erheben sich 5 lit lie- 
der der Linken. -Der Antrag ist somit abgelehnt gegen 
Stimmen der Linken. 


74 Artikel 36 liegt folgender Antrag des Herrn Schmoll vor: 


* Die von dem Staate veranlagten Gebäude-und Haus- 


u, 
mietsteuern dürfen mur mit dem Prozentsatz erhoben werden, 


der dem Verhältnis der Durchschnittsmiete des vergangenen 
Jahres zur Friedensmiete unter Zaugrundelegung des Go ldmaß- 
stabes entspricht. EEEN | 

Dieses Verhältnis wird durch das Mitglied der Re- 


gierungskommission Abteilung des Innern jährlich festgesetzt. 


er für diesen Antrag ist, mögs sich erheben. Es erheben 
sich die Mitglieder mit Ausnahme der Linken,- 
Der Antrug ist somit gegen 3 Stimmen der Linken angenommen. 


Der Allgemeine Antrag lautet: 


" Der. Landesrat wünscht dab eine Neufassung der 
gesämten Kommunalsteuergesetz ebung stattfindet unter !ah- 
rung der zu dem vorliegenden ntwurf gefußten Beschlüsse." 


"er für diesen eg: ist,möge sitzen bleiben. Es erhebt 
sich niemand.-Der Antrag ist somit einstimnıg angenommen. 


Ich frage,ob noch jemand etwas zu sagen hat. Es ist nicht 
der Fall. 
als abgegeben. 
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“ir kommen jetzt zu dem Entwurf betreffend 


Erhebung und Verrechnung der direkten Kommunalsteuern. 
Das !ort hat der Abgeordnete Schmidt ! 


Schmidt (Z.): Ich kann mich kurz fussen. "ir haben uns in einigen 
Sitzungen mit der ©ache befasst und sind zur Überzeugung ge- | 
kommen,daß der a die HagicFung gr -die Regierung will 
die Erhebung der Kommunalabgaben auf den Gegerwartswert eini- 
germaben bringen- zum Teil durch dieses erreicht wird. 
%s soll in Zukunft jedes Jahr die Umlage erhonen werden in 
Höhe der Umlagen des VOrangSBengene Jahres. Es hat sich in 
der Kommission darum gehandelt,die Schwierigkeiten zu besei- 
tigen,die in der Übergangszeit für das Jahr 1923 entstehen ! 
würden,wenn die Verordnung ohne irgendwelche Anderung Gesetz 
würde. Deswegen haben wir 'eine HENDES Chung mit dem Bürger- 
meister der Stadt Saarbrücken gehabt,zu der auch der Ikerr. 

egierungsvertreter eingeladen wär,aber nicht erschienen ist. 
Die Regierung hat in der letzten SAnRUSE zugesagt,daß sie den 

Gemeinden Vorschüsse geben wollte,soweit sie sie für Betricbs- 
mittel nötig hätte. "ir haben den Zusatz gemacht wonach die | 
Regierung den Gemeinden Vorschüsse gibt,die rückzehlbar sein 


sollen. | 
Der Zusatz lautet zu Artikel 3 
" Die Ländeskasge gibt den Gemeinden,welchen ihre Be- 


triebsmittel für die Übergangszeit nicht ausreichen, die nöti- 
Ben Vorschüsse zinslos, rückzahlbar 6 Monate nach Ablauf des 


echnungsjahres 1924. 
Vorsitzender: Das !!ort hat Herr Überregierungsrat Dr. Sein! 


Oberregierungsrat Dr.Heim (Fachreferent der Regierung) lleine 
I 


= F St m as = 


f 


gmen und Herren! Es handelt sich darum,daß die Gemeinden 
die Zeit des Übergangs gut überstehen sollen. Es ist Sorge 
der Regierungskomission als Aufsichtsbehörde,den Gemeinden 
diesen Übergang zu ermöglichen und soweit ihnen zur Bestrei- 
tung der notwendigen laufenden Ausgaben Mittel fehlen, die- 
selben in Form von Zuschüssen den Cemeinden zuzuführen, so- 
weit sie nicht in der lage sind,sich Bankkredite zu beschaf- 
fen. Über die weitere Ausgestaltung kann ich heute nicht 
sprechen. Mrundsutz ist und da auch in Ihrem Interesse 
liegen,den Gemeinden über die Übergangszeit hinwegzuhelfen. 


ern 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Peter Scheuer! 


Scheuer (Z.): lieine Damen und Herren! Der Kern der Vorlage ist der 
Artikel 3,daß den Gemeinden der Übergang ermöglicht wird. is ° 
ist in der Kommission darauf verwiesen worden,daß die Schwie- % 
rigkcit dadurch centsteht,daß die getroffene Steuerveranlugung 
die Kassc erst im Juli in den Besitz der Summe kommt. Bis 
dahin soll zunächst der sich srgebende l’chlbetrug auf das 
nächste Jahr übernommen werden. %s ist mit Recht darauf ver- # 
wiesen worden,duß bei unseren 300 Gemeinden des Saurgebietes # 
die Höhe dieser "Zuschüsse eine derart &äußerordentliche sein 
wird, daß man sich fragen kunn,wo die Negierungskommission | 
das Geld hernehmen will. Ferner sind Bedenken laut geworden, # 
deß es bei Gewährung sein besonderes Bewenden hut. Es ist 4 
von litgliedern der Kommission angeführt worden,d&aß eine 4 
Bürgsrmeisterei beim Anteil der Gruben besonders gut abge- 9 
Schnitten hat,während andere sich beklugen. Ls ist ein be- 

riif,der älles .... mögliche in sich schließt. was sind 
aulende Ausgaben ” :ierden duzu dic Ausgaben gehören,welche 


> . . . ONE 
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dis Gemeinde zu leisten hat ? Das richtigste wäre wohl,wenn 
der Dedarf von 1983 gedeckt wäre und es wärs besser gewesen; 
wenn Seitens der \a6lerung bei der Vorlage die Gemeinden 
gehört worden wären, Die Fartei hat sich mit den Gemeinden 
ins Benehmen gesetzt und es hat sich herausgestellt, daß die j 
Gemeinden vollig im unklaren sind. Die Regierung wird eine | 
gewisse Verpflichtung zu diesen Vorschüssen eingehen und da 
wird von den Gemeinden außerordentlich vjel abhängen. "ir 
legen seitens der Zentrunspartei großes Wewicht darauf,daß | 
die Vorschüsse von der Regierung in irgend einer Form fest- j 
gelegt werden. \ 


Za Artikel 3 lautet der Kommissionsbeschluß: 


* Die ag gibt den Gemeinden,welchen ihre Be- 
triebsmittel für die Übergangszeit nicht ausreichen,die nö- 
tigen Vorschüsse zinslos,rückzahlbar 6 konate nach Ablauf 
des Rechnungsjahres 1924. " 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Neinhard ! 


Rcinhsrd_(K.P.): Ich stehe auf dem Standpunkt,daß das Gesetz uls 
solches nach meiner Ansicht heute Richt verabschiedet werden 
kann. Wenn auch die Regierung bereit ist, Vorschüsse zu gewäh- 
ren,so bedeutet das für uns garnichts. '!ir können derartigen 
Gesetzen,wo die Negierung selbst nicht weiß,mwie dieselben 
durchgeführt werden sollen,unsere Zustimmung nicht geben. 


Vorsitzender: las i!ort hat der Abgeordnete Ringle ! 


Ringle (S.P.): Im wesentlichen schließe ich mich dem Herrn Vorred- 
ner an. Von einer Übergangszeit kann keine Nede sein. \tenn _ 
die Regierung keine Verpflichtung übernimmt ‚müssen alle sozi- 
“len Aufgaben der Kommunen zurückgestellt werden. Es ist Auf- 

abe der egierung, hier die nötigen Zuschüsse sicherzustel- 
len und was die Verabschiedung des Gesetzes anlangt, schließe 
ich mich dem Herrn “teinhard an. . 


Vorsitzender: Das !iort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopclius! 


Dr.v.Vopelius (L.V.): Die Hogieru wie die Gemeinden befinden sich 
in einer Zwangslage. Deshalb kann ich nicht einsehen,was die 
ee ee einen Wert hat. Es ist unbedingt nötig,daß et- 
was geB0 ieht. Von der Regierung haben wir die ei an bekonm- 
men,daß die Memeinden die notwendigen Vorschüsse bekommen 
können. Das ist das einzige,was helfen kann. Es ist gestern 
in der Kommission niemand imstand gewesen,einen Vorschlag 
zu machen. 


Vorsitzender: Das !!ort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.£f.H.u.L.): Ich schließe mich den Ausführungen des Herm 
Vorredners an. Das Übergungsjahr wird für die Gemeinden ein 
böses Jahr werden. !ür geben uns der Hoffnung hin,daß die 
Steuern,die wir beschlossen häben,mehr einbringen werden ‚wie 
mon glaubt. 

Vorsitzender: l'ir kommen zur Abstimmung. ter den Hegierungsentwurf 
mit dem Antrag der Kommission annehmen will,möge sich erheben.# 


Es erheben sich alle Mitglieder mit Ausnahme der Linken. Da- 
mit ist das Gesetz verabschiedct. 


Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 
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Hoffmann (S.P.): Ich beantrage in Artikel 4 Absatz 1 zu streichen, 
weil dieser schon im Üinkommensteuergesetz festgelegt ist. | 


Vorsitzender: Sie haben den Antrag des Herrn Hoffmann gehört.ber 
bsatz 1 lautet: 
* Als einbehaltener Arbeitslohn im Sinne des 3 68 | 
er Einkommensteuerverordnung gilt für dus Steuerjahr 193 I 
April - 31.Vezember 1923 ) die gemäß Verordnun betref- 
end die Erhebung einer Lohnsteuer vom 29. März 192 (Amtsbl. 
8,58) einbehaltene Lohnsteuer. Die Berechnung der Nachfor- 
derungen und Erstattungen erfolgt auf der Grundlage des _ 
doppelten Betrages es Staatsenteiles an der Lohnsteuer mit 
der Maßgabe, daß 50 % der berechneten Nachforderung uner- 
hoben bleiben." 1 
Wer für dic Streichung ist mäge sich erheben. &s erheben sich? 
die 5 Mitglieder der inken.Der Antrag ist somit gegen > 
Stimmen abgelehnt. 


Das Gutachten gilt somit als abgeschlossen. 


Sehluß der Sitzung 1 Uhr. 


Fortsetzung der Sitzung 2 Uhr nachmittags. 


--- 600 -—-- 
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Di? 


Nachmittags-Sitzung_ 
am 28.November 1928. 


Vorsitzender: Ich eröffne die Sitzung. | 2 Uhr 30 Minuten) __ | 
Herr Hoffmann hat gebeten,noch einmal Stellung zum Ein- j 
kommensteuergesetz zu nehmen. Er hat einen Antrag einge- } 

racht zu 6 Abs.1 des Kinkommensteuergesetzes. Diesen ö 


aragraph soll folgender »atz zugefügt werden: 


" Steuermflichtige,deren gesamtes steuerpflichtiges | 
Einkommen 10.000. - Pre ‚ nicht übersteigt,können jedoc I 
Veranlagung zur Binkommensteuer beantragen. " 
Das "ort hat der Abgeordnete Hoffmann 
Hofmann (S.P.): Ich möchte dem lisrrn Regierungsvertreter mit- | 
eben,daß dieser intrag von großer T!ichtigkeit ist. &s } 
Peiß- ın dem Entwurf,von dem gesamten Einkommen sind in f 
Abzug zu bringen, die von dem Steuerpflichtigen gezahl- 
ten Schulcenzinsen. Herr Reinhard hat mich arauf auf- 
merksam zemacht. kin Lohnsteuerpflichtiger kann die Zin- ! 
sen nicht in Abzug bringen,wenn ihm nicht Gelegenheit 
gegeben wird,die Fern BEURE selbst zu beantragen. 
Tch möchte bit+en,daß der Antrag im Gesetz ohne 
weiteres berücksichtigt wird,wenn eine » euergerechtigkeit 
gelten soll. 


Siy2ag aypsiydmbousgs waynıq40os 47 


Vorsitzender: Das “ort hat der Ähgeordnete Karius ! 


Karius (Z.): Im preußischen Gesetz heist es " zu zahlenden Zinsen". 
Es kann sein,daß hier ein Fehler vorliegt. 


Vorsitzender: Das !oort hat der Abgeordnete Hoffmann 


nn \ Tr In ‘ 5 > 2 » 
Hoffmann (S.P./: Ich möchte darauf hinweisen,daß es richtig 1st: 
' die gezahlten >chuldenzinsen ". 


Wer für den Antrag des “errn Hoffmann ıist,möge sitzen 
bleiben.- Es erhebt sich niemand. Der Antrag ist somit 
einstimmig angenommen. 


Wir kommen nun weiter zu dem Entwurf betreffend 


die Abgabenordnung. 


Das Wort hat der Berichterstatter Herr Karius! 


——— 


Karius (Z.): eine Dame und Herren! Die Beratungen der Kommission 
sn l.und 2. Lesung hatten folgendes Ergebnis: | DD 


. In der Sinleitung werden die \orte:"$3 19 ung £ 
nen und durch die folgenden "orte ersetzt: 3% 28 
uno 0. _ 


In Artikel 1 ; 


wird in Ziffer 1 hinter Geld eingefügt 


" in der gesetzlichen oder in anderen durch Gold ge- 
deekten Währungen. " 


in Ziffer 2. wird hinter die !!orte: __der Verordnung vom " 
eingefügt i> 
| | in 
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fügt: _” 2.8.1921 und $ 8 der Verordnung vom 18. Mai 1923", 
be: die Ziffer lautet: i 


2.) Durch Hinterlsgung oder Verpfändung yon „Euräagungen, 
die zur Anlegung von Nündelgeld im Sinne des 9 GB, 
in der Fassun 3 Verordnung vom 2. ge 1921 und Sl as Ver- 
ordnung vom 18,.Nai Be ae, net N nd 
Am Schluß der Ziffer 2 AED), wird eingefügt: 

" vergl. Absatz 1 Titten ] re 


In Ziffer 4 ($ I A, A wird i in „de Zusatz eingefügt hinter 
erordnung vom " 2. und ,s 8 der Verordnung rom Sr 
1923, ferner hinter ns Hort : " Währungen " oder anderen, durch 

Gold gedeckten ährungen ',sodaß der Zusatz lautet: 


" Die nach 88 113 - 115,Abs.1 in Betraelit kommenden 
Werte müissen,soweit sie nicht körperliche Gegenstände betref- 
fen,auf dic im Daargebiet gemäß Verordnung vom 18.5,19%3 gel- 
tende gesetzliche Währung oder einer anderen durch Gold ge- 
deckten hährung lauten. 


Zu_ Artikel 2 
werden keine Einwendungen erhoben. | 
Zu Artikel 3 





werden keine Einwendungen erhoben. 


Die HRegierungskommission legte der Kommission noch einen Ent- 
wırf eines Nachtrages zur Ver oräng betr.die Abgabenordnung 
vor,welchem ohne Änderung zugestimmt wurde. 


Vorsitzender: Außerdem was di ie Kommission beschlossen hat, liegen 

keine Anträge vor. \ier für die Vorlage einschließlich der 
Kommissionsbeschlüsse ist, en siizen bleiben, 
Es erhent sich niemand ,die Vorlage, ist somit einstimmig an- | 
genommen. Dasselbe gilt für den Intwurf eines Nachtrages, der 4 
in der Kommission ohne jede Änderung angenommen worden ist. 
Auch hier sind Äbänderungsanträge nicht gestellt worden. 


a a TE 


Tas Bereron anf 
Wir kommen weiter zum Juxussteuerliste . betr.Besteuerung des 
.  Gewerbebetriebes im Umherziehen. 
Das !iort hat der Berichterstatter Herr Dr.v. Vopelius! 


5 - . " 


Dr.v. Vopelius_(L.V.): “eine bamen und Herren! {ch kann mich kurz 
fassen, Einen schriftlichen Ber ,cht niederzulegen lag keine 
Notwendigkeit vor,da an der Megierungsvorlage nichts geändert  # 
worden ist. "Die Vor "lage beschäftigt sıch mit dem lausiergewer- 
be,Aänbieten von liaren “und !ancerlager. Die Veranlagung 4 

eschieht im Gegensatz zum friiheren preußischen liodus durch 
ie Finanzämter und die steuer wird für das ganze Jahr er- 
hoben,auch wenn cas, iewerbe nur kurze Zeit ausgeführt wird. 
In Art? ikel l ahs,3 ist ein Zusatz gemacht worden: 


ir 


" bei Nichtwiederverkäufern aufsuchen 


Bei Artikel 17 Nr. 2 ist ein Zusatz gemacht worden ‚welcher 


lautet: 
" auch wenn sie dem Feilbietenden nicht zum Tigentum 


gehören 
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Im Tarif unter 1fd.Nr. 3 wird das "ort 


4 


* Schwarzwälder 


gestrichen. 


In Nr.4 wird der 2.\bsatz,welcher von Verkäufen von »chiffen 
handelt,gestrichen. 


Die Einleitung muß,wie bei allen anderen Vorlagen ge- 
ändert werden. Es soll besonders darauf hingewiesen werden, 
daß das Gesetz im Saargebiet mit aller Schärfe zur Anwendung 
kommt und durchgeführt wird und zwar deshalb,weil wir im, 
Saargcebiet selbst soviel Personen haben, die darauf an ewiesen 
sind,das Hausiergewerbe auszuführen und nicht mit Zusländern 
in konkurrenz liegen können. 


Vorsitzender: Das liort hat der Abgeordnete Becker | 


Becker (2.): !'ir stimmen dem Entwurf der UGBSSTUNE zu mit den Äb- 
äönderungen,die die Kommission beschlossen hat. Der Entwurf 
behandelt nur die Te. Die Aushändigung der Wander- 
gewerbescheine wird nicht betroffen. Deshalb möchte ich an- 
regen,daß grundsätzlich diese iandergewerbescheine nur den- 
je en im »aargebiet ausgehändigt werden,die hier wohnen. 

ch habe nichts dagegen,daß auch die Leute vom Hunsrück, die 
immer hierher kamen, berücksichtigt werden. \\an soll aber an 
Polen und landfremde Llemente die SIE ER NEE der »cheine 
versagen. Es ist age merkwürdig,daß diese leute die 
Einrelsegenehmigung erhalten. Auch wünschen wir,daß dieje- 
nigen Leute,die aus dem “csten hierherkommen und Ausstel- 
lungen machen usw. zur !iandergewertesteuer herangezogen werden? 
und daß diese auch,soweit sie mit L’ıxussteuerpflichtigen 
"iaren handeln,zu dieser Steuer herangezogen werden. 
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Vorsitzender: Das \:ort hat der Abgeordnete Dr. »cheuer! 


Dr.Scheuer (Z.): Ich schließe mich den Ausführungen Becker an und 
stimmen der Vorlage zu. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Ringle ! 


Ringle (SP): Meine Damen und Herren ! Es dürfte dies der einzige 
esetzentwurf sein,wo innerhalb des Hauses Einstimmigkeit 
herrseht. "ir schließen uns den Ausführungen des Nerrn Becker 
an und haben einen Äntrag eingebracht,daß in Artikel 1 
Ziffer 4 das “ort : " künstlerische ' gestrichen werden soll. 


a peT 


© 


Vorsitzender: Das !'ort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


. | \ . . + " =. 

Reinhard (K.F.): Im allgemeinen stimmen wir den Ra FUNFUNGER der E 
Sozialdemokraten zu. ir sind der Auffassung,wenn_ leute { 
hier sind,mögen sie Nationen angehören wie sie wollen,und | 

on} N 374 £ a 1 S 5 6 ] h 
nach Arbeit ausgehen,soll man sie der Gelegenheit nicht be- 
rauben und keine »2chwierigkeiten machen. 


Vorsitzender: Das !ort hat der Abgeordnete Schmoll ! 3 


Schmoll MEHR. Ich stimme der Vorlage zu und schließe mich 
den Ausführungen des Herrn Becker an. 
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Vorsitzender: "ir kommen zur „bstinmung, er für die Vorlage ein- 
schließlich der Beschlüsse der Kommission ‚die einstimmig 
gefaßt worden and, 105,28 e sitzen bleiben. Es erhebt 


Sich niemand:- Ich stelle die einstimmige Annahme fest, 


Wir kommen jetzt zu dem Antrag der Sozialdemokraten in Artsl 
Ziffer 4 die Worte : " oder künstlerische " zu streichen. 


Das ‘ort hat der Abgeordnete Scheuer-St.Jngbert, 


’ 
Scheuer (Z.): Ich würde gegen diesen Antrag sprechen ‚lien kann nicht 
alles,was künstlerisch a ee ch würde sagen\oder 
künstlerischen,soweit eine höhere wirtschaftliche leistung 
damit verbunden ist." 
Vorsitzender: !Äir stimmen ab. \ier für den Antrag der Sozialdemo- 
kratischen Fraktion ist,möge sich erheben, !s erheben sich 
6 Stimmen. Der Antrag ist somit gegen 6 Stimmen abgelehnt. 


Das liort zu diesem Punkt wird nicht mehr gewünscht. Anträge 
ZrogeR such nicht mehr vor. Das Gesetz ist somit verabschle- 
e | 


"ir kommen jetzt zu dem Entwurf betreffend 


Abänderung des Biersteuer-Gesetzes. 


Das ort hat der Abgeordnete Becker ! 
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Becker (2.): Meine Damen und Herren! Dem Entwurf war beigegeben 
eine kurze Denkschrift der "egierungsknumission. Diese Denk- 
schrift empfiehlt eine “rhöhung der Biersteuer,da im Art.1 
der Verordnung betr.die &rhebung indirekter Steuern vom 30. 
4.1923 nur anstelle der Ffennigbeträge die betr. Centimes- 
beträge getreten seien. Durch diese einfache Umwandlung der 
Pfennigbeträge in Ventimesbeträge sei der #rtrag der gemeind- 

liehen Biersteuer zu gering geworden und eine zeitgemäße Er- 

höhung sei angebracht. | | 
Auf eine Anfrage aus der Kommission wurde seitens 

des Regierungsvertreters mitgeteilt,dJaß die Gemeinden sich 

mit der “rhöhung der Biersteucr sätze einverstanden 

erklärt hätten. , 

Zu dem Vorwort der Verordnung wurde beschlossen,den 
$ 19 Curch den 3 23 zu ersetzen. Ä | 
Der Artikel I und II der Verordnung wurde durch ein- 
stimmigen Beschluß angenonmen. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Fetri! 


Petri (S.P.): Wir lehnen das Gesetz ab,denn es ist mit den Bier- 
preisen doch so,daß es_den \inderbemittelten schwer fällt, 
Sich ein Glas Bier zu leisten. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Helfgen ! 


Helfgen (K.P.): Auch meine Fraktion stellt sich ablehnend gegen- 
über,da die “rbeiterschaft nicht in der Lage ist,sich ein 
Glas Bier zu erstehen. !ir lehnen den Verordnungsentwurf 
entschieden ab. 


Vorsitzender: Das liort hat der Abgeordnete Kratz ! 


Kratz (Z.): Ich weiß nicht,ob die Herren Areh die Sätze ausgerech- 
net haben, Tatsachc ist,daß in den kemeinden,wo keine Bier- 
steuer besteht,das Bier teuerer ist,als in den Gemeinden, 
in denen keine Biersteuer besteht. Wir haben uns auf den 
Standpunkt gestellt,sächlich mitzuarbeiten,um dadurch eine 
VerEa ll ieune des Bieres zu erreichen. Den besten Beweis 
sehen »ie an der Sclterswassersteuer,die erheblich höher 
ausgefallen ist. Es steht den Gemeinden frei,diese zu erhe- 
ben oder ganz darauf zu verzichten. h 


Vorsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Petri ! 

Petri (8.P.): Die Äußerungen Kratz können uns nicht davon über- 
zeugen,daß es so ist,wie er sagt. Jede Steuererhöhung ver- 
laßt die bierbrauereibesitzer anders zu kalkulieren. 


Vorsitzender: Das \lort hat der Abgeordnete Ringle ! 


ie Wo 


Ringle (S.P.): "ir haben schon in der Vorkriegszeit einen heftigen 
Kampf geführt die Biersteuer zu beseitigen weil sie damals 
en: t eingebracht hat,was die Erhebungs osten ausgemacht 

aben. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Ääbeeordnete Becker ! 


Becker (Z.): Hierzu ist mir gin ”chreiben mugegangen das ich bei 
Be Gelegenheit der Kegierung als \Nate üb 
will. 
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Das Schreiben ist von der 
Inion der Bau de (ologne--und Parfümerie-Fabrik Johann 
Maria Yarina egenüber den Blogius latz in ln a.Ah. und 
Johann Naria Fritz Farina zum St.Joseph in Cöln a.Rh. ‚und 
autet: 


Saarbrücken,den 26.November 1923. ° 
fn die Zentrunmspartei | 


z.H. des Herım Rienard Becker 


u a ZH 


Wir gestatten uns,den verehrl. Parteien des landesrates 
gelegentlich der Beratung der Steuergeseize folgendes mitzu- 
eilen: | | 
‘ir haben anläßlich der Beratung der indirekten »teu- 3 
ern (Alkoholsteuer) im Arril ds.Js.gebeten,eine "egelung der 
Abgaben für Perfümerien vorzunehmen. Von verschiedenen Hit- 
gliedern des Landesrates wurden der Regierungskommission 
such diesbezügliche Anregungen 'gegeben,die iedoch Leider bei 
der Herausgabe des Gesetzes nieht berücksichtigt warden. Un- 
sere Vorste!lungen gründeten sich demals auf den ungerechten 
Verhältnissen,denen die einheim'sche Farfümindustrie unter- 
worfen ist. In der Tat müssen die saarländischen Farfünfa- 
briken pro Liter Alkohol #res.s.- an Steuern zahlen, während 
die Fertigfabrikate,die von Frankreich,“eutschland und dem 
übrigen Ausland ins Sasrgebiet eingeführt werden, vollständig 
von diesen Steuern befreit sind. &s ist offenbar,daf durch 
diesen Umstand die saarländische Farfümindustrie,die Joch 
zu der gedeihlichen Intwickelung des Saargebietes in steuer- 
licher und volkswirtschaftlicher Ainsicht,mit ihr teil bei- 
trägt,in ihrer Existenz stark gefährdet ist. 

Es ist nun keineswegs unsere Absicht,eine Befreiung 
von diesen Abgaben anzustrevden,vielmehr möchten wir den ver- 
ehrlichten Parteien dringend ans Herz legen,dafür einzutre- 
ten,daß diese Abgaben auch auf die Linfuhr von fertigen 

arlümerieerzeugnissen ausgedehnt werden. bine statistische 
Prüfung der bisher ohne Abgaben ins »aargebiet eingeführten 
Par fümerieprodukte ‚nürde ergeben,daß der legierungskommis- 
aeon ein nicht unerheblicher Ausfall an Linnahmen entstanden 
ist. | | 
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Wir glauben, daß bei der eugenblicklienen Beratung 
der Steuergesetze der gesignete \ioment ist,um die Negierungs- 
kommission auf diese Lücke im Gesetz hinzuweisen,die nicht 
nur eine ungerechte Behandlung der einheimischen industrie 
darstellt,sondern auch eine ergiebige Einnshmsquelle an Ab- 
gaben bisher unerschlossen ließ, 

Wir hof-en,daß dieser Hinweis schon im Interesse der 
DSteuereinkinfte verwertet wird,und zeichnen 


" PuZ 


mit vorzüglicher Hochachtung ! 
Firmenstempel 


Keeney 2. unleserlich. 2 


Vorsitzender: "ir stimmen ab. Außerdem was die Kommission dazu ge- 
sagt hat sind keine Abänderungen beantragt. Ich frage .wer 
für die Vorlags swinmt,möge sitzen bleiben. | 

Es erheben sich 5 Miglieder. Die Vorlage ist somit 
gegen 6 Stimmen angenommen. 








523 


Ray; pe 


Es hat nun Herr Dr. Scheuer eine Intschließung VOEBS IR. UK 
schon Babe. Pagipe rend der are alanE war und bis zum 
Schluß der Debatte zurückgestell wurde. 


Wer dafür ist,möge sitzen bleiben,die Resolution 
lautet: | 


Entschließung 


Der Landesrat bittet die Habiesungekögniszion Sofort durch 
eine Verordnung anzuordnen,daß bis auf weiteres die Rückzah- 
lung von Hypothekenschulden, die auf Hark lauten,nur mit Ge- 
nehmigung des Gläubigers erfolgen kann." | 


Es erhebt sich niemand,die Entschließung ist somit einstimmig 
angenommen. 
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Ich frage,ob noch jemand zu den Gutachten die durch die Ab- 
stimmung als abgegeben gelten,ctwas zu sagen hat? 


Das Wort hat der Abgeordnete Karaus ! 


Karius (Z.): Zu dem Gesamtgutachten habe ich folgende Erklärung 
namens der Zentrumspartei abzugeben: 


" Der grundsätzlichen Stellungnahme zur Sereitwilligkeit 
sachlich zusammenzuarbeiten mit der Gebietsverwaltung hat_die 
Farktion auch bei den vielen Steuervorlagen weitgehendst Rech- 
nung getragen. Sie hielt es für ihre Pflicht,der Hegierungs- 
kommission,den Gemeinden und Kultusgemeinden die notwendigen 
Nittel zur ES LFUnE ihrer Aufgaben zu bewilligen,dabei aber 
steuerliche Ungerechtigkeiten und soziale Härten möglichst 
zu_ beseitigen. Sie hält es_ aber auch für ihre dringendste 
Pflicht,nach der TE u VER LEERUET lättel die Re- 
gierungskomission auf ihre Pflicht hinzuweisen,dem großen 
&lcnd der Altpensionäre und larkrentner durch Gewährung von 
Frankenbezügen umgehend abzuhelfen. Ebenso dringend bitten | 
wir,der großen Notlage der Staatsbediensteten durgh NESSHUUR ’ 
der Bezüge an die je Ba Pi an a ae er aechnung zu .% 
tragen und die wirtschaftliche unbegründete Ortsklassenein- | 
teilung zu beseitigen. " , 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete ©chmelzer ! 


Schmelzer (L.V.): Wir schließen uns dem Gutachten der Zentruns- 
partei an. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr.Scheuer ! 


Dr.Scheuer (D.P.): Ich schließe mich auch dem Gutachten der Zen- 
trunspartei an. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Betz ! 


Betz (S.P,): Die Sozialdemokratische Fraktion schließt sich nicht ® 
dem Gutachten der Zentrumspartei an,wohl schließt sie sich # 
den Forderungen für die Hinterbliebenen usw.vollinhaltlich | 
an. 


R a Le Fe en st rn Rr R a z rer 
- 7 ; Br m RE zZ ba den EN o 
t > as SE ni ae 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): ir schließen uns dem Gutachten des Zentruns # 
| an. | | 
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Vorsitzender: Das \lort hat der Abgeordnete Reinhard | 


Reinhard (K.P.): Ich möchte betonen,daß das Gutachten überflüssig 
Iet,aie Beratungen haben es gezeigt. Wir lehnen das Wwutachten 
ab. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 
Schmelzer (L.V.): Meine Damen und Herren! 


Die gesamten Parteien des Landesrates haben mich beauf- 
tragt,am Schlusse der 1.Wahlperiode des landesrates dem Prä- 
sidIum und insbesondere dem Herrn Präsidenten den Dank des 
Landesretes für die sachliche Handhabung der Geschäftsführung 
euszusprechen. Wenn auch die derzeitige Geschäftsordnung dem 
Fräsidenten bei seiner Geschäftsführung erhebliche Beschrän- 
kungen auferlegt,so muß doch anerkannt werden,daß er: bemüht 
gewesen ist,den Verhältnissen nach Nöglichkeit gerecht zu 

‚werden. Wir geben der ee air Ausdruck,daß der zukünftige _ 
Landesrat unter einer freiheitlicheren Geschäftsordnung arbei- 
ten kann. Wir drücken auch dem Büro des Landesrates und den 
Stenographen unseren Dank aus, 


Bravo Er 


Vorsitzender: Meine Damen und Herren! Im Namen des Vorstandes 


danke ich herzlieh für die Worte der Änerkennung,die Sie durch 4: 


den Mund des Herrn Schmelzer ausgesprochen haben. Wenn dem 

Präsidium sache Fihne wird,daß es die Geschäftsführung sach- 
lich,vielleicht unparteiisch gehandhabt hat,so ist das nicht 
zuletzt cin Verdienst,das dem Landesrat und den Mitgliedern 


des Landesrates selbst zukommt. Die Art und Weise der Verhand- ° 


lungen hat die Handhabung der Geschäftsführung erleichtert. 
Ich darf zum Schluß im Namen des Vorstandes,im Namen der Her- 
ren Betz und Scheuer und in meinem Namen allen denen den 


herzlichsten Dank aussprechen,die im Laufe der langen Sitzungs-" 


periode im Landesrat an den Arbeiten,die uns vorgelegt worden 
Sind,mitgearbeitet haben. | 
Wir haben seit Eröffnung des Landesrates insgesamt 
ol Vorlagen verabschiedet. Zur Mi sind notwendig 
Scwesen c&.100 Kommissionssitzungen und £8 Flenarsitzungen, 
also 128 Sitzungen. Eine Fülle von Arbeit ist zum Wohle der 
aarbrvölkerung en stet worden,eine Fülle von Arbeit auf 
. den verschiedensten Vebieten,auf wirtschaftlichen, sozialenm 
turrellem_ und finanziellem Gebiet. 
Der Landesrat hat durch seine Wutachten mit dazu bei- 
ctragen,daß die re rg m bei der die Verantwor- 
ung für die Verwaltung des aargebietes nach dem lÜillen des 


Friedensvertrages liegt,Grundlagen schaffen konnte und schaf- ° 


fen kann,auf Grund deren das lnhi des »aargebietes sich ent- 
wickeln kann. Besonders die Steuervorlagen der letzten Tage 
sind ein guter Teil zu einer solchen Grundlage. Sie wisse 
alle, wenn die Finanzen eines Staates geordnet sind,dann läßt 
es Sich leicht regieren,dann lassen sich eine Reihe großer 
Probleme zum \\ohle der Bevölkerung ausführen. 


ut Grund dieser neuen Finanzen,die geschaffen werden 
En ra,repat viel Erspr&eßliches zum liohl der Bevölkerung zu 
eisten. 
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Do wollen wir die Hoffnung aussprechen,daß es gelingen ® 












kr BR ”, 





al > 9 
Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr.Liesch! 


Staatskommissar Dr.Liesch: Meine Damen und Herren! Ich möchte die 
Gelegenheit nicht vorübergehen lassen,mich den Worten des 
Herrn Vorsitzenden anzuschließen. Mit der Erledigung dieser 
Tagesordnung sind wir am Ende der letzten Tagung des lan- 

 desrates. Ich stelle fest,daß es mir im laufe dieses ersten 
Jahres bei unserer gemeinsamen Arbeit nicht immer möglich 
war.alle Ihre Wünsche in Erfüllung zu bringen,glaube aber 
doch mit Dank entgegennehmen zu dürfen,daß mir der Landes- 
rat,die Anerkennung nicht hüge lien ich meinem Versprechen ° 
das ich von dieser Stelle aus abgegeben habe,mit Ihnen zusam ° 
menzuarbeiten,treu geblieben bin,da es im Rahmen meiner : 
Frlicht liegt. 

Ich drücke heute am Schluß der lagung’ von dieser 

Stelle den persönlichen aufrichtigen !unsch aus,dab wir 
nach den bevorstehenden Wahlen wieder gemeindam die Arbeit 
sufnehmen können zum Wohle des Landes und zum Besten der 


he > 
ch erkläre im Auftrag des Herrn Präsidenten der 
Regierungskommission die jetzige lagung für gsschlossen. 


(Bra ro!) 





Schluß der Sitzung 4 Uhr. 
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